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Vorwort 


Dieser Beitrag handelt vom Erkenntnisinteresse der Volkswirtschaftslehre. Was will die 
VWL wissen und warum? Sie will wissen, wie man Knappheitsprobleme mildert und 
Krisen vermeidet, um den Wohlstand der Bevölkerung zu vermehren und das Erreichte 
zu bewahren. Die unterschiedlichen Schulen der Vergangenheit und der Gegenwart ha- 
ben Antworten auf zielkonforme Fragestellungen gefunden, die sich als Lösungsansätze 
in der heutigen Zeit bewährt haben. Damit will dieser Beitrag vertraut machen, getreu 
dem Motto, was jedermann wissen sollte, um sich in der Welt des Wirtschaftens zurecht 
zu finden. Eine andere Frage ist, ob jedermann dieses Wissen überhaupt erwerben will, 
ob er meint, dass es für ihn von Nutzen ist. Aus meiner langjährigen universitären 
Lehrtätigkeit weiß ich, dass Nebenfach-Studierende verschiedener Disziplinen nur ein 
geringes Interesse an den Erkenntnissen der VWL aufgebracht haben. Das könnte aber 
auch mit ihrem Bild vom zukünftigen Beruf zu tun haben, bei dem der VWL nur wenig 
Bedeutung zugeschrieben wird. Meine Lehrerfahrung im Bereich der Erwachsenenbil- 
dung ist jedoch anders. Sie offenbart bei den freiwilligen Kursteilnehmern Interesse an 
einem bislang unbekannten oder unverstandenen Bereich des gesellschaftlichen Lebens. 
So bleibt die Hoffnung, dass dieser Versuch, wirtschaftliche Probleme und deren Lö- 
sungen in den Blick zu nehmen, ein freundliches Interesse bei jedermann finden möge. 


Da die verschiedenen Gesellschaftswissenschaften unterschiedliche Sichtweisen auf ge- 
sellschaftliche Probleme aufweisen, gelingt es nicht, einen gemeinsamen Nenner zu 
identifizieren.' Aus der Sicht der praktischen Philosophie der Neuzeit gibt es keinen 
Kern gesellschaftswissenschaftlicher Erkenntnis mehr (E. Braun et al, 2008, S. 165 £.). 
In letzter Zeit haben sich sogar die Einzeldisziplinen weiter differenziert, sodass auch 
kein Mainstream in den Lehrbüchern zu finden ist. Für die Allgemeinbildung ist aber 
eine Darstellung zahlreicher sich widersprechender Lösungsansätze ungeeignet. 
Schließlich kann es nicht das Ziel sein, die wissenschaftlichen Diskussionen in der Be- 
völkerung fortzusetzen. Was also kann man tun, um das Verständnis der Bevölkerung 
für gesellschaftliche Problemlösungen zu verbessern? Ich schreibe einen Text zu den 
wirtschaftswissenschaftlichen Grundlagen, die sich meines Erachtens als Lösungsan- 
sätze gesellschaftlicher Probleme bewährt haben und ergänze sie durch Exkurse anderer 
Wissenschaften. Die Aufgabe ist also, ökonomische Probleme mehrdimensional be- 
schreiben und erklären, Lösungen angeben und unter der Perspektive eines möglichen 
Idealzustandes bewerten (E. Braun et al., 2008, S. 495 f.). 


! Karl R. Popper (1995, S. 368) meint, „daß es ratsam ist, die Wissenschaften durch ihre Me- 
thoden und nicht durch ihre Ergebnisse zu kennzeichnen.“ 
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Das Gesellschaftsbild der modernen Volkswirtschaftslehre 


In einem zweibändigen Werk hat Karl Popper ein Plädoyer für eine offene Gesellschaft 
gehalten, die der Vernunft, der Freiheit und der Brüderlichkeit aller Menschen bedarf 
(K. R. Popper, 1975, Band 1, S. 248). In einer offenen Gesellschaft kommen persönli- 
chen Entscheidungen und persönlichen Verantwortlichkeiten eine große Bedeutung zu. 
Das ist ein Schritt zu mehr Humanität, aber auch der Weg hin zu einer abstrakten Ge- 
sellschaft, in der die Arbeitsteilung und der Güteraustausch die Bedeutung von geschlos- 
senen Gemeinschaften zurücktreten lässt. „Die moderne Sozialtheorie, wie etwa die 
Volkswirtschaftslehre, befaßt sich hauptsächlich mit der Analyse dieser abstrakten Be- 
ziehungen.“ (K.R. Popper, 1975, Band 1, S. 236). Popper verortet die Volkswirtschafts- 
lehre damit in die Gesellschaftswissenschaften (social sciences), die sich mit den Grund- 
lagen menschlichen Zusammenlebens befassen.” Sie untersuchen die Vielfalt dieser Le- 
bensformen und fragen normativ nach der besten Form (E. Braun et al., 2008, S. 15 £.). 


Die Rolle der Individuen in der modernen Volkswirtschaftslehre 


Die Volkswirtschaftslehre ist eine Wissenschaft des Sozialen, der Gesellschaft. Unter 
der Gesellschaft versteht die Volkswirtschaftslehre das Volk im Sinne der Bevölkerung 
eines geographisch abgegrenzten Teils der Welt. Ökonomisch gesehen besteht die Ge- 
sellschaft aus Individuen, die vernünftig handeln, aus Erfahrung lernen und Vereinba- 
rungen mit anderen schließen können. Ihr Ziel ist das gute Leben. Zur Regelung des 
menschlichen Zusammenlebens bedienen sie sich der Institutionen, die sie nach den 
Grundsätzen von Vernunft, Recht und Moral organisieren können, um das gute Leben 
Aller zu befördern (K. Homann, 2014, S. 105). Nach Sokrates besteht der Geist der 
Wissenschaft in der Kritik. Das Vertrauen in die Vernunft muss gepaart sein mit dem 
Misstrauen gegenüber dem Dogmatismus, der die Weisheit zum Idol macht.? Nach heu- 
tiger Auffassung (A. Rötzer, 2003, S. 20 £.) wird eine Wissenschaft durch fünf Merkmale 
charakterisiert. Sie verlangt erstens einen logischen Begründungszusammenhang, der 
sich durch Widerspruchsfreiheit im Sinne logischer Konsistenz, Objektivität durch em- 
pirische Überprüfbarkeit und Wertfreiheit als frei von beabsichtigten Werturteilen aus- 
zeichnet. Sie bildet zweitens eine systematische Einheit von Erkenntnissen über einen 
gemeinsamen Gegenstand. Sie verlangt drittens ein planvolles Vorgehen gemäß einer 
nachvollziehbaren Methode bei der Suche nach neuen Erkenntnissen über einen zu er- 
forschenden Gegenstand. Sie verlangt viertens eine Fachsprache, innerhalb derer 


? Neben den Gesellschaftswissenschaften unterscheidet die Wissenschaftssystematik noch die 
Naturwissenschaften und die Geisteswissenschaften. Sie folgt dem Dreiklang: der verstehende 
Mensch in der erkannten Natur und in der organisierten Gesellschaft. Die amtliche Statistik 
verwendet an Stelle der Gesellschaftswissenschaften das Konglomerat „Rechts-, Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaften“. Darunter subsummiert sie Rechtswissenschaften, Verwaltungswis- 
senschaften, Wirtschaftswissenschaften, Regionalwissenschaften, Wirtschaftsingenieurwissen- 
schaften, Politikwissenschaft, Sozialwissenschaften, Soziologie, Sozialwesen, Kommunikati- 
onswissenschaft, Publizistik, Erziehungswissenschaften und Psychologie. 

3 Beispiele für die Ideologisierung von vernünftigen Lösungsansätzen liefert A. Rödder (2024). 
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Erkenntnisse exakt und eindeutig ausgedrückt werden können. Und sie abstrahiert fünf- 
tens von empirischen Gegebenheiten und deduziert Regeln und Gesetzmäßigkeiten, die 
dann wiederum Aufschluss über konkrete Gegenstände liefern sollen. 


Da die Moderne das Individuum als zentrale Figur der Gesellschaft betrachtet (R. van 
Dülmen, 1997), muss die moderne Volkswirtschaftslehre eine individuelle Wirtschafts- 
lehre sein. Erforderlich ist eine Analyse über die Individuen als Handelnde und Zielper- 
sonen des wirtschaftlichen Geschehens. Eingebunden ist das Individuum in ein Geflecht 
aus Institutionen und gesamtwirtschaftlichen Zusammenhängen. Da ist zunächst der pri- 
vate Haushalt als familiäre Institution, die Güter konsumiert, Steuern zahlt, Teile ihres 
verfügbaren Einkommens spart, Vermögen bildet und anlegt. Einkommen erhält der 
Haushalt durch seine Tätigkeiten in unternehmerischen und staatlichen Institutionen. 
Das setzt erfolgreiche Unternehmen und funktionsfähige öffentliche Einrichtungen vo- 
raus. Das Zusammenwirken all dieser Institutionen schafft gesamtwirtschaftliche Zu- 
sammenhänge, die gesteuert werden müssen, um ein gedeihliches Zusammenleben zu 
gewährleisten. Reduziert man die Wirtschaftslehre nur auf die Unternehmensebene und 
ein gesamtwirtschaftliches Krisenmanagement, dann wird sie enthauptet. Nicht der 
Mensch steht dann im Vordergrund, sondern Institutionen und gesamtwirtschaftliche 
Probleme. Doch wie soll sich der Einzelne in diesem Geflecht zurechtfinden, wenn er 
sich selbst dabei nicht identifizieren kann? Was nottut ist eine Wirtschaftslehre aus der 
Sicht eines Individuums. Von ihm geht es aus, auf ihn führt es zurück. Das Individuum 
handelt nicht als Kollektiv, sondern in einem Kollektiv. Also muss die Wirtschaftslehre 
als individuelle Wirtschaftslehre formuliert werden. Welche wirtschaftlichen Aufgaben 
muss ein Individuum im Laufe seines Lebens lösen, welche Probleme muss es meistern 
und wie kann ihm geholfen werden. Trägt sein Verhalten dazu bei, Probleme erst ent- 
stehen zu lassen und was müsste es tun, um Probleme zu vermeiden. Welches Problem- 
bewusstsein müsste es haben, was sind die relevanten Interdependenzen, in die es ein- 
gebunden ist. 


Die moderne Volkswirtschaftslehre bedient sich hier der Präferenzordnung in der Form 
der Nutzenfunktion privater Haushalte. Sie beschreibt, wie ein privater Haushalt alles 
das bewertet, was er begehrt. Das Objekt seiner Begierde sind Warenkörbe all der 
Dinge, die ihm einen Nutzen stiften. Solche Warenkörbe gibt es in unterschiedlicher 
Zusammensetzung. Sind einem typischen Haushalt Ernährung und Reisen wichtig, dann 
stehen ihm mehrere Optionen offen. Er stellt sich vor, sich mit Lebensmitteln einfacher, 
mittlerer oder hoher Qualität zu ernähren können und eine, zwei oder drei Reisen im 
Jahr zu unternehmen. Damit ergeben sich für ihn neun Optionen, die er ordnen kann. Da 
es nicht möglich ist, die Präferenzen eines konkreten Haushalts zu bestimmen, bedient 
sich die Theorie dabei der Plausibilitätsannahmen. Es wird als plausibel angesehen, dass 
der Nutzenzuwachs abnimmt, je mehr Güter von einer Artim Warenkorb enthalten sind. 
Bei der Ernährung sind das die zunehmenden Qualitätsstufen, bei den Reisen die zuneh- 
mende Anzahl. Hier deuten sich Sättigungseffekte bei jeder Güterart an. Es erscheint 
auch plausibel, dass es Warenkörbe gibt, die eine gleichhohe Befriedigung verschaffen. 
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Das setzt die Substitution der beiden Güterarten voraus. Mehr Reisen bei geringerer 
Qualität der Ernährung könnte den gleichen Nutzen bringen wie weniger Reisen bei 
besserer Qualität der Ernährung. Zudem erscheint es plausibel, dass ein mehr von beiden 
Güterarten den Haushalt besserstellt, aber auch ein Weniger von beiden Güterarten den 
Haushalt schlechter stellt. Wenn es Sättigungseffekte bei beiden Güterarten gibt, dann 
nimmt der Nutzenzuwachs durch ein mehr an Güterarten ab, bis hin zu der Möglichkeit, 
dass zusätzliche Warenkörbe nicht mehr positiv bewertet werden, der Haushalt also ins- 
gesamt gesättigt ist. Umgekehrt bedeutet ein Weniger von beiden Güterarten, dass die 
Wichtigkeit der verbleibenden Reste bis hin zum Existenzminimum zunimmt. Diese 
Plausibilitätsannahmen sind hinreichend, um die Bewertungen der privaten Haushalte 
in ökonomischen Prozessen zur Geltung zu bringen. Sie sind der Garant für eine indivi- 
dualistische Ausrichtung der Ökonomie. Darauf zu verzichten hieße, die Ökonomie zu 
einer technokratischen Veranstaltung zu reduzieren. 


Ökonomisches Handeln in kleinen Schritten 


Die Volkswirtschaftslehre ist pragmatisch. Das Wesen des Menschen offenbart sich in 
seinem Handeln. Die offene Gesellschaft korrespondiert mit dem ökonomischen Libe- 
ralismus. „Er vermeidet die risikoreichen Extremlösungen und bevorzugt solche, die 
durch ein schrittweises Vorwärtsgehen von der bestehenden Situation aus erreichbar 
sind. Er ist pragmatisch in dem Sinne, daß nicht irgendeine erstarrte Ideologie die 
Grundlage des liberalen Handelns bildet, nicht irgendeine idealisierte Utopie, der er zu- 
strebt, um die Welt zu bewegen, sondern ein fortwährender Wunsch, die Dinge ein biß- 
chen besser zu machen als sie sind.“ (B. Ward, 1981, S. 10). Freiheit meint hier, dass 
jeder frei von staatlicher Willkür handeln kann. „Der Begriff der Freiheit unter dem 
Gesetz, ..., beruht auf der Ansicht, daß wir mit der Befolgung von Gesetzen im Sinne 
von allgemeinen abstrakten Regeln, die, unabhängig von ihrer Anwendung auf uns, nie- 
dergelegt werden, nicht dem Willen eines anderen unterworfen und daher frei sind.“ (F. 
A. von Hayek, 1991, S. 185). Die Forderung nach Freiheit beruht auf der Erkenntnis, 
dass jeder in Unkenntnis vieler Faktoren handeln muss. Dann ist es zur Erreichung von 
Zielen sinnvoll, den Individuen die Freiheit zu lassen, Neues auszuprobieren. Staatliche 
Willkür engt diesen notwendigen Handlungsspielraum ein und erschwert es den Indivi- 
duen, die Verantwortung für das eigene Los wahrzunehmen, die eine offene Gesellschaft 
ihnen zuschreibt. Weil aber die allgemeinen und abstrakten Regeln die Lebensbedin- 
gungen spezifischer Gruppen nicht angemessen abbilden, bedarf es spezieller Regelun- 
gen, die wiederum die Gefahr staatlicher Willkür enthalten. Dieses Dilemma prägt die 
offenen Gesellschaften und ist eine Quelle steter Unzufriedenheit von Bürgern. 


Das Handeln in kleinen Schritten entspricht dem Marginalprinzip auf der Suche nach 
dem Optimum. Dieses Prinzip soll an einem Beispiel näher erläutert werden. Im Herbst 
des Jahres 2022 kündigt sich eine Verschärfung der Knappheit fossiler Rohstoffe an. 
Die Verbraucher müssen mit stark steigenden Preisen für Gas, Öl und Holz rechnen. Bei 
gleichbleibendem Verbrauch bedeutet das eine Zunahme der Konsumausgaben. Welche 
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Anpassungsmösglichkeiten besitzt ein privater Haushalt? Spart er aus seinem laufenden 
Einkommen oder besitzt er ein Geldvermögen, dann könnte er die steigenden Konsum- 
ausgaben daraus finanzieren. Diese Strategie mindert sein Geldvermögen und damit 
seine zukünftigen Konsummöglichkeiten. Er könnte aber auch seine Konsumstruktur 
den veränderten Preisrelationen so anpassen, dass sein Wohlfahrtsverzicht möglichst 
gering ist. Hierfür müsste er seinen Verbrauch an fossilen Rohstoffen ein wenig ein- 
schränken, aber auch bei anderen Konsumgütern ein wenig Verzicht leisten. Hierfür 
substituiert er zunächst den zu den anderen Gütern teurer gewordenen fossilen Rohstoff 
durch den Mehrverbrauch anderer Güter, um dann in einem zweiten Schritt den Ver- 
brauch des fossilen Rohstoffes und den der anderen Güter dem verminderten Realein- 
kommen anzupassen. Die Substitution reduziert den Einkommensbetrag, der notwendig 
ist, den Realeinkommensverlust durch die Preissteigerung auszugleichen. Dieser gerin- 
gere Einkommensbetrag wäre auch die angemessene Unterstützungszahlung an arme 
Haushalte, die über keine Rücklagen verfügen. 


Auch in der Wirtschaftspolitik lässt sich das Handeln in kleinen Schritten beobachten. 
Die verschärfte Knappheit fossiler Rohstoffe und die daraus folgenden Preissteigerun- 
gen führen auch zu erheblichen Kostenerhöhungen bei den Unternehmen. Der Versuch, 
die erhöhten Kosten auf die nachgelagerten Unternehmen und Haushalte zu überwälzen, 
führt zu Preissteigerungen auf breiter Front. Gelingt die Überwälzung aus Wettbewerbs- 
gründen nicht, dann wird die Güterproduktion eingeschränkt. Es entsteht eine Angebots- 
lücke, die auf eine unvermindert hohe Nachfrage trifft und so zu weiteren Preissteige- 
rungen auf breiter Front, also zu einer verstärkten Zunahme des allgemeinen Preisni- 
veaus führt. Eine Inflation kündigt sich an. Die Inflationsbekämpfung ist die Aufgabe 
der Europäischen Zentralbank. Sie muss versuchen, die monetäre Nachfrage zu dämp- 
fen, einen Überschuss der Nachfrage über das Angebot abzubauen. Als Mittel steht ihr 
die Zinspolitik zur Verfügung, die die Liquidität der Geschäftsbanken mit Hilfe der 
Zentralbankzinsen steuert. Erhöht die Zentralbank den Zinssatz, zu dem sich Geschäfts- 
banken Zentralbankgeld beschaffen können, dann steigen die Kosten der Geldbeschaf- 
fung für die Geschäftsbanken. Diese erhöhten Kosten versuchen die Geschäftsbanken 
auf ihre Kreditkunden durch einen höheren Kreditzins zu überwälzen. Daraufhin redu- 
zieren die Kunden ihre Kreditnachfrage und unterlassen zinsabhängige Investitionen. 
Das betrifft vorzüglich die Bauinvestitionen, aber auch Erweiterungsinvestitionen der 
Industrie. Dadurch sinkt die monetäre Nachfrage, die Versorgung der Wirtschaft mit 
Liquidität wird geringer, das mindert die Angebotslücke und die Inflationstendenzen 
schwächen sich ab. Doch Vorsicht ist geboten. Zum einen birgt die Anpassung der mo- 
netären Nachfrage an das verringerte Angebot die Gefahr einer Rezession und damit 
verbundener Arbeitslosigkeit. Zum anderen bedeutet eine Erhöhung der Kreditzinsen 
eine starke Belastung der Haushalte derjenigen Staaten, die stark verschuldet sind und 
ihre Tilgungen durch neue Kredite finanzieren. Das dämpft den Eifer der Zentralbank 
und lässt Zinserhöhungen nur in kleinen Schritten ratsam erscheinen. 
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Auch der Soziologie ist ein Bemühen um Verbesserungen im Kleinen nicht fremd (D. 
Pollack, 2022). Das Vertrauen in die Verbesserbarkeit der Welt, für das die Aufklärung 
die Chiffre des Fortschritts und der Perfektibilität bereithielt, gehört zu den grundlegen- 
den Antriebsimpulsen der westlichen Moderne. Dabei stehen nicht Ideale wie Wahrheit, 
Freiheit, Toleranz und Gerechtigkeit im Vordergrund, sondern das Bemühen um einen 
Ausgleich zwischen diesen ideellen Orientierungen und den Realitäten der politisch- 
sozialen Ordnung. Verbesserungen im Kleinen ist die Botschaft der Aufklärung. Dieser 
gemäßigte Anspruch entspricht der Einsicht in die Begrenztheit und Korrekturbedürf- 
tigkeit menschlicher Erkenntnis und der daraus folgenden Handlungen. 


Güterknappheit als Grund für das Wirtschaften 


Die Dinge ein bißchen besser machen als sie sind kann man in zweifacher Hinsicht 
verstehen. Zum einen kann man nach dem Grund fragen, weshalb die Dinge nicht besser 
sind und findet ihn in der Knappheit. Zum anderen kann man danach fragen, worin sich 
die Verbesserung zeigt und findet sie in der Wohlfahrt. Wohlfahrtsteigerung durch 
Knappheitsmilderung ist das Ziel ökonomischen Handelns. Doch leben wir wirklich in 
einer Welt der Knappheit? Ist sie naturgegeben oder künstlich hergestellt? Woran er- 
kennen wir die Knappheit? Versuchen wir mit einem Alltags-Beispiel darauf Antworten 
zu finden. Zur Erhaltung der Gesundheit kaufen wir Biogemüse. Man hat uns gesagt, 
dass Biogemüse gesund sei, wir können das glauben, aber sicher sind wir nicht. Die 
Unsicherheit mindert unsere Zufriedenheit. Die Unsicherheit ist Ausdruck der Knapp- 
heit an Gewissheit. Wir könnten mehr Zeit aufwenden, um mehr Informationen über die 
Herstellung und die Eigenschaften des Biogemüses zu erhalten, aber Gewissheit lässt 
sich dadurch nicht gewinnen. Sie bleibt knapp. Der Zeitaufwand für die zusätzlichen 
Informationen geht zu Lasten der Zeit für andere Aktivitäten, an denen wir interessiert 
sind. Die Zeit ist knapp, der Tag hat nur 24 Stunden. So kaufen wir das Biogemüse im 
guten Glauben, denn die Knappheit an Gewissheit und an Zeit lässt diese Entscheidung 
als vernünftig erscheinen. Für das Biogemüse zahlen wir einen Preis, denn der Verkäu- 
fer will für seine Leistung entlohnt werden. Schließlich hatte er Kosten zu tragen, um 
das Biogemüse in seinem Laden anbieten zu können. Mindestens diese Kosten will er 
von seinen Kunden bezahlt bekommen, denn er selbst hat als Verkäufer kein Interesse 
am Biogemüse selbst, sondern nur am Verkauf des Biogemüses, der ihm einen Gewinn 
verspricht. Es ist der Preis, der den Verkäufer veranlasst, Biogemüse anzubieten. Das 
Biogemüse ist knapp, ohne Zahlungsbereitschaft der Käufer gibt es kein Biogemüse. 
Dass im Regal so viel Biogemüse liegt, dass alle Kunden Biogemüse kaufen können, ist 
kein Ausweis fehlender Knappheit. Wären die Kunden nicht bereit, das Biogemüse zu 
bezahlen, könnten sie kein Biogemüse kaufen. Die sogenannte Überflussgesellschaft ist 
somit kein Ausweis fehlender Knappheit, sondern allenfalls einer zu geringen Güter- 
knappheit. Denn Knappheiten können sich verstärken oder verringern. Hat der Verkäu- 
fer des Biogemüses die Knappheit künstlich erzeugt? Wenn er weit und breit der einzige 
Anbieter von Biogemüse ist und er seine Marktmacht dazu verwendet, den Preis weit 
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über seine Kosten zu erhöhen, dann verschärft er die Knappheit, aber er schafft sie nicht. 
Wenn er das Biogemüse verschenkt, um Kunden anzulocken, die dann noch andere ge- 
winnbringende Waren bei ihm kaufen, dann verringert er die Knappheit an Biogemüse, 
aber er schafft sie nicht ab. Welcher Preis entspricht dann aber der wahren Knappheit? 
Die Ökonomik* nennt dafür zwei Bedingungen. Zum einen muss Biogemüse zu Wett- 
bewerbsbedingungen gehandelt werden, um den Einfluss der Marktmacht zu begrenzen. 
Zum anderen müssen alle Kosten der Bereitstellung von Biogemüse berücksichtigt wer- 
den. Zu den Kosten des Verkäufers müssen auch noch diejenigen Kosten gezählt wer- 
den, die bei anderen anfallen, aber vom Verkäufer nicht bezahlt werden. Das könnte z. 
B. die Lärmbelastung sein, die Anwohner bei der nächtlichen Anlieferung des Bioge- 
müses erdulden müssen. Auch die Ruhe der Anwohner ist knapp. Die übergeordnete 
Frage lautet. Wie muss ein Markt organisiert sein, um die Wohlfahrt zu erhöhen? 


Was ist Mangel im Unterschied zur Knappheit? „Knappheit offenbart sich im Verzicht 
auf Bedürfnisbefriedigung, im Extremfall in Mangelerscheinungen.“ (V. Bergen, 2013, 
S.1). Wohnraum in Berlin ist Mangelware schrieb die Berliner Zeitung am 4. Juni 2022 
und weiter, die Wohnungsknappheit betrifft längst nicht mehr nur Neu-Berliner, sondern 
auch Menschen, denen der Vermieter wegen Eigenbedarf kündigt (N. Liebetrau, 2022). 
Eine Wohnung befriedigt in Deutschland ein Grundbedürfnis, ein Verzicht darauf gilt 
als nicht akzeptabel. Dieser Verzicht bezieht sich auf existenzsichernde Güter in einer 
zeitlich begrenzten, begehrten Region und auf einkommensschwache Bevölke- 
rungsteile. Mangel ist somit eine verschärfte Knappheit spezifischer Güter. 


Die Sichtweise anderer Gesellschaftswissenschaften 


Die Volkswirtschaftslehre beschäftigt sich mit den Möglichkeiten Knappheiten zu mil- 
dern, um die Wohlfahrt zu erhöhen. Das ist ihr Erkenntnisinteresse seit es die Ökonomie 
als Wissenschaft gibt. Darin unterscheidet sie sich von anderen Gesellschaftswissen- 
schaften, wie der Soziologie, der Politikwissenschaft, der Rechtswissenschaft und den 
Informations- und Kommunikationswissenschaften.” Die Soziologie beschäftigt sich 
mit dem sozialen Handeln. Sie fragt nach Sinn und Strukturen sozialen Handelns sowie 
nach den die Handlungen regulierenden Werten und Normen. Die Politikwissenschaft 
beschäftigt sich mit politischen Normen und Strukturen (polity), den Prozessen politi- 
scher Entscheidungen (politics) und den Inhalten öffentlicher Handlungen in Politikfel- 
dern (policy) sowie den politischen Erscheinungen und Handlungen einer legitimen 
Machtausübung, um das gesellschaftliche Zusammenleben verbindlich zu regeln.° Nach 
David Easton kann Politik deshalb auch als autoritative Allokation von Werten zur För- 
derung des Gemeinwohls verstanden werden. Die Rechtswissenschaft ist die 


* Die Ökonomik ist die wissenschaftliche Ökonomie. 

5 Kenneth E. Boulding (1970, Kap. 1) identifiziert in Anlehnung an die natürlichen Sphären 
(Geosphäre, Biosphäre) eine Soziosphäre, der er eine Ökonosphäre, eine Politsphäre und eine 
Infosphäre zuordnet. 

6 Zu den Aufgaben der modernen Politikwissenschaft siehe W. Bleek (2001, 373 ff.). 
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Wissenschaft vom Gerechten und Ungerechten. Sie fragt nach gerechten Lösungen für 
konfliktträchtige Sachhalte. Nach Immanuel Kant ist Recht der Inbegriff der Bedingun- 
gen, unter denen die Willkür des einen mit der Willkür des anderen nach einem allge- 
meinen Gesetz der Freiheit zusammen vereinigt werden kann. Die Informations- und 
Kommunikations-wissenschaften beschäftigen sich mit dem gesprochenen und ge- 
schriebenen Wort. Information ist die Botschaft, Kommunikation die Überbringung der 
Botschaft. Aus evolutionsökonomischer Sicht unterscheiden sich die gesellschaftswis- 
senschaftlichen Disziplinen nicht durch Methoden, sondern durch Fragestellungen (C. 
Herrmann-Pillath, 2002, S. 24). Was ist dann die ökonomische Fragestellung? Wie kann 
es gelingen, den Wohlstand der Bevölkerung durch Milderung der Knappheit der Res- 
sourcen zu erhöhen? 


Auch wenn sich die verschiedenen gesellschaftswissenschaftlichen Disziplinen durch 
ihre Fragestellungen unterscheiden, so hat es immer wieder Versuche gegeben, eine dis- 
ziplinenübergreifende Perspektive und ein interdisziplinäres Curriculum zu konzipieren. 
Jüngeren Datums ist die Sozioökonomie, die das wirtschaftliche Handeln in einen sozi- 
alen Zusammenhang stellen will, der durch gesellschaftliche, politische, demographi- 
sche, ökologische und räumliche Prozesse geprägt ist. Doch der Versuch scheitert, weil 
es keinen gemeinsamen Kern gesellschaftswissenschaftlicher Erkenntnis gibt. Zwar las- 
sen sich Forschungsprogramme und Curricula mit mehreren Disziplinen konzipieren, 
diese stehen aber weitgehend unverbunden nebeneinander und vermitteln ein eher wis- 
senschaftliches Halbwissen. Älteren Datums ist die Politische Ökonomie, die das Zu- 
sammenspiel von politischem System und ökonomischem System betont. Der Merkan- 
tilismus der frühen Neuzeit waren Wirtschaftspolitiken, die von verschiedenen Staats- 
männern Europas in ihren Ländern betrieben wurden, um die Produktivkräfte der hei- 
mischen Wirtschaft zu fördern (G. Stavenhagen, 1964, S. 20 ff.). Dabei dominierte ein 
feudalistisches staatswirtschaftliches Denken, das in den deutschen Ländern insbeson- 
dere auf die Entwicklung von Gewerbe und Industrie aber auch der Landwirtschaft 
zielte. Damit sollte das Bevölkerungswachstum angeregt und die Staatskasse der Fürs- 
ten gefüllt werden. Dem Merkantilismus lag allerdings keine disziplinenübergreifende 
Konzeption zugrunde, denn der Polizeistaat dominierte das wirtschaftliche Gebaren. 
Nach dem I. Weltkrieg entwickelte sich eine enge Verknüpfung zwischen der sozialen 
Marktwirtschaft und dem demokratischen Rechtsstaat. Dem Staat wurde die Aufgabe 
zugewiesen, einen Ordnungsrahmen für das ökonomische Handeln vorzugeben, der ei- 
nen Wohlstand für alle sichern sollte. Nach dieser Konzeption sollten direkte Eingriffe 
vermieden werden, aber ökonomische und politische Krisen verlangten häufig den Staat 
als Krisenmanager. So ist es auch hier nicht gelungen, eine disziplinenübergreifende 
Konzeption zu entwickeln. 


Güterabwägungen als Problemlöser 


In Gesellschaften sind Güterabwägungen stets erforderlich, um das menschliche Zu- 
sammenleben zu verstehen, zu erklären und zu regeln. Güterabwägungen sind 
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erforderlich, um vernünftige Entscheidungen zu treffen. Als Grund für diese Güterab- 
wägungen nennt die Ökonomik die unvermeidbare Knappheit. Welche Gründe nennen 
die anderen Gesellschaftswissenschaften für ihre Güterabwägungen? Rechtlich gesehen 
hat der Gesetzgeber schützenswerte Rechtsgüter definiert, die in der Rechtspraxis in 
Konflikt zueinander treten können. Eine Güterabwägung soll die Konflikte lösen (K.F. 
Gärditz, 2022). Die Gerichte orientieren sich dabei an Wertmaßstäben, Bewertungen 
und Abwägungen, die zwar den Einzelfall berücksichtigen, aber dennoch vernünftig 
sein sollen (G. Wolfslast, 1989). Der rechtliche Grund für die Güterabwägung liegt in 
der Orientierung des Gesetzgebers an gesellschaftlichen Werten und Normen. Werte 
und Normen spielen auch in der Soziologie eine große Rolle, wenn sie soziales Handeln 
erklären will. Dabei wird jedoch traditioneller Weise eine kollektivistische Sichtweise 
eingenommen. „Es gibt kaum Kollektivarten, denen ein Umgehen mit der Gesamtheit 
der Knappheitsprobleme obliegt, wie es für jeden Einzelmenschen lebensnotwendig 
ist.“ (B. Balla, 2005, S. 55). Tritt aber das Individuum in den Hintergrund, dann auch 
seine Entscheidungsproblematik der Güterabwägung. 


Die optimale Allokation als Ziel 


Mit ökonomischen Problemen hat sich die Menschheit schon immer beschäftigt und 
nach Lösungen gesucht. Die verschiedenen ökonomischen Schulen setzen dabei unter- 
schiedliche Schwerpunkte und bedienen sich unterschiedlicher Untersuchungsmetho- 
den. Der Werkzeugkasten der Ökonomik hat sich dabei ständig erweitert und verfeinert. 
Die Schwerpunktbildungen kreisen um die Begriffe Allokation, Distribution und Stabi- 
lisation. Unter Allokation versteht man die Verwendung im Sinne einer Zuteilung knap- 
per Ressourcen zur Produktion wertvoller Güter. Güter sind wertvoll, wenn sie ein 
menschliches Bedürfnis befriedigen und so Nutzen stiften. Menschen haben vielfältige 
Bedürfnisse, die sie eigentlich nur selbst als für sie nützlich einschätzen können. Das 
hindert aber andere nicht daran, auf die Einschätzungen Einfluss zu nehmen. Dazu ge- 
hört das persönliche Umfeld, aber auch Werbung durch Unternehmen und schließlich 
auch staatliche Institutionen durch Aufklärung und Indoktrination. Dennoch bleibt die 
Nutzeneinschätzung individuell. Sie ist überdies intrinsisch in dem Sinne, dass es weder 
möglich ist, den Nutzen kardinal zu messen noch mit anderen Menschen zu vergleichen. 
Alle Versuche, diese Hürden zu überwinden, müssen als gescheitert angesehen werden. 
Was bleibt? Wertvolle Güter sind gut, sie befriedigen ein Bedürfnis, das ist ihr Bewer- 
tungsmaßstab. Güter müssen mit Hilfe von Ressourcen produziert werden, von nichts 
kommt nichts. Da die Ressourcen knapp sind, sind es auch die Güter. Wenn die Güter 
knapp sind, ist auch das Ausmaß der Bedürfnisbefriedigung begrenzt. Der Wohlstand 
des Einzelnen ist und da die Gesellschaft aus Einzelnen besteht auch ihrer begrenzt. Jetzt 
stellt sich das Problem, die Grenzen zu erkennen, zu erreichen und so weit wie möglich 
auszudehnen. Das ist das Allokationsproblem. 
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Die Effizienz als Beurteilungskriterium 


Was bestimmt die Grenzen der Produktionsmöglichkeiten? Das sind die Produktivitäten 
der Ressourcen als Produktionsfaktoren. Die Produktivität eines Produktionsfaktors ist 
seine Fähigkeit zum Produkt beizutragen. Welche Faktoren werden in der Güter-pro- 
duktion verwendet? Die Natur stellt natürliche Ressourcen in der Form von Waren und 
Dienstleistungen zur Verfügung. Prominente Beispiele sind die Bodenfruchtbarkeit für 
die Landwirtschaft, Steine und Erden für den Bergbau, bebaubare Flächen für die In- 
dustrie, das Handwerk und den Handel sowie die Absorption der Schadstoffemissionen 
aller Produktionsbereiche. Der Mensch leistet Arbeit, um die natürlichen Ressourcen in 
Güter zu transformieren. Dabei wird er durch das Sachkapital unterstützt. Werkzeuge, 
Maschinen und Gebäude leisten Dienste, um Arbeit erst produktiv zu machen. Werden 
alle verfügbaren Faktoren in der produktivsten Verwendung in der Produktion einge- 
setzt, dann ist die Grenze der Produktionsmöglichkeiten erreicht. Ein solcher Zustand 
wird effizient genannt, kein produktiver Faktor bleibt ungenutzt. Die optimale Alloka- 
tion der verfügbaren produktiven Faktoren ist erreicht. Die Faktoren können sich in der 
Zeit vermehren oder sie können produktiver werden. Die Bodenfruchtbarkeit wird durch 
Düngung erhöht, Hochhäuser vermehren Büroflächen, Ausbildung steigert die Arbeits- 
leistung, technischer Fortschritt steigert die Leistung von Werkzeugen und Maschinen. 
Die Arbeitsteilung bewirkt eine Spezialisierung und dadurch Produktivitätssteigerun- 
gen. Die Produktionsmöglichkeiten werden erweitert, die Grenzen öffnen sich, Wachs- 
tum findet statt. Dennoch entstehen neue Grenzen, die nur dann wieder erreicht werden, 
wenn die Allokation der Faktoren weiterhin optimiert wird. Auch in einer dynamischen 
Welt wird Effizienz benötigt, um die Produktionsmöglichkeiten auszuschöpfen. 


Effizienz setzt Effektivität voraus, aber die Wirksamkeit eines Faktoreinsatzes muss 
nicht optimal sein. Hierzu ein Beispiel. Mit einer Gasheizung lässt sich eine angenehme 
Raumtemperatur von 20 Grad Celsius erreichen. Die Gasheizung ist effektiv. Könnte 
allerdings eine Wärmepumpe diese Raumtemperatur mit geringeren Kosten herstellen, 
dann ist die Gasheizung nicht effizient. Doch welche Kosten sind damit gemeint? Sind 
es nur die Kosten, die einem privaten Haushalt durch den Betrieb einer Heizung entste- 
hen oder gehören dazu auch die Kosten, die durch die Energiegewinnung und Energie- 
nutzung als Umweltschäden entstehen? Und vielleicht auch die Kosten, die bei einer 
Gefährdung der Sicherheit der Energielieferung entstehen können? Volkswirtschaftlich 
gesehen müssen alle relevanten Kosten in die Betrachtung einbezogen werden. Das 
macht die Entscheidung für den privaten Haushalt nicht leicht und so verschwimmt der 
Unterschied zwischen Effizienz und Effektivität. Sollte deshalb eine Gesellschaft auf 
Effizienz verzichten und das Streben nach optimaler Ressourcennutzung einstellen? Der 
Kündigungsschutz von Arbeitnehmern gilt als eine soziale Errungenschaft. Muss des- 
halb ein Arbeitgeber Personal entlohnen, das er wegen des Rückgangs der Produktion 
nicht mehr benötigt, dann hat er höhere Personalkosten als nötig. Arbeit wird nicht mehr 
effizient eingesetzt. Erstattet ihm die Arbeitsagentur für Arbeit die überflüssigen Perso- 
nalkosten, dann arbeitet das Unternehmen zwar effizient, aber die Produktionsleistung 
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der dem Kündigungsschutz unterliegenden Personen entfällt. Arbeit wird auch jetzt 
nicht mehr effizient eingesetzt. In jedem Fall bedeutet ein Kündigungsschutz einen Pro- 
duktionsverlust, der so lange anhält, bis die freigestellten Personen in neuen Beschäfti- 
gungen wieder produktiv sind, Effizienz wieder hergestellt ist. Das Streben nach einer 
optimalen Allokation knapper Ressourcen ist keineswegs eine Optimierungsfalle’, son- 
dern ein Mittel zur Sicherung des Wohlstandes einer Gesellschaft. 


Exkurs zur Verhaltensökonomie 

Was ist das Erkenntnisinteresse der Verhaltensökonomie und was ihre ökonomische 
Relevanz? Die Verhaltensökonomie entsteht in den 1970iger Jahren mit der Suche nach 
systematischem Fehlverhalten von Menschen und seinen psychologischen Motiven. 
Ausgangspunkt ist die Kritik am Rationalverhalten in der Person des Homo Oecono- 
micus als leitender Idee der Mikroökonomik. Der Mensch soll in seinem Verhalten 
erkannt werden und die Erklärungskraft ökonomischer Modelle verbessern. Die um- 
fassendere Frage lautet, wie Menschen zu Problemlösungen kommen, die sie auch tat- 
sächlich wählen. Die Antwort lautet, dass Menschen Heuristiken im Sinne von Dau- 
menregeln benutzen, um die Probleme zu vereinfachen. Die so gefundenen Lösungen 
sind in der Regel effizient, bewirken aber durch Verzerrungen in der Urteilskraft häufig 
neue Probleme. Als Beispiel führt Hanno Beck (2014, S. 26) die Lösung des gordischen 
Knotens an. Der Knoten ist so verschlungen, dass er sich nur mit Mühe lösen lässt. 
Alexander der Große durchschlägt ihn mit dem Schwert, der Knoten ist rasch gelöst, 
aber auch das Seil durchtrennt und nur noch eingeschränkt nutzbar. Die Verhaltensöko- 
nomie hat sich insbesondere mit systematischen Verzerrungen (Biasses) in der Urteils- 
kraft beschäftigt, die die Qualität von Problemlösungen beeinträchtigen. Verhaltens- 
psychologen, wie z. B. Gerd Gigerenzer, kritisieren manche Erkenntnisse der Verhal- 
tensökonomen mit dem Argument mangelhafter Experimental-Designs. Zudem sind 
viele Befunde nur beispielhaft. Es fehlt eine theoretische Fundierung und damit eine 
Basis für Verallgemeinerungen. Dennoch sind einige Befunde hilfreich, beobachtetes 
wirtschaftliches Verhalten besser zu verstehen. Dazu gehört der Befund, dass drohende 
Verluste stärker beachtet werden als erwartbare Gewinne. Das passt zu dem empiri- 
schen Befund bei der Bewertung öffentlicher Güter, dass die Entschädigungsforderung 
bei Verlust eines Gutes größer ist als die Zahlungsbereitschaft, das Gut zu behalten. 
Eine weitere Erkenntnis der Verhaltensökonomie ist, „dass Menschen zwei Arten von 
Denkprozessen nutzen, die unterschiedlichen Aufgaben dienen und unterschiedlich ar- 
beiten.“ (H. Beck, 2014, S. 393). Das ist zum einen die konstruktivistische Rationalität 
nach Vernon Smith. Hiermit geht man Probleme mit Hilfe von Logik und Modellen an 
und gewinnt Handlungsempfehlungen für Problemlösungen. Es sind bewusst gesteu- 
erte Denkprozesse, langsames Denken nach Daniel Kahnemann, die dem Modell des 
Homo Oeconomicus entsprechen. Zum anderen gibt es die ökologische Rationalität. 
Sie speist sich aus der evolutorischen Entwicklung des Menschen. Menschen befolgen 
Regeln für Problemlösungen, die sich bewährt und etabliert haben. Es handelt sich da- 
bei häufig um spontane Denkprozesse im Sinne von schnellem Denken. Menschen kön- 
nen oft diese Regeln nicht beschreiben, aber sie lassen sich mit Hilfe der konstruktivis- 
tischen Rationalität erklären. Dabei kann auch ein systematisches Fehlverhalten im 
Sinne der Konstruktivistischen Rationalität erkannt werden. Dennoch können es sinn- 
volle Heuristiken sein. Interpretiert man die Verhaltensökonomie in diesem Sinne, 
dann stellt sie den Homo Oeconomicus nicht in Frage, sondern ergänzt ihn in relevan- 
ten Bereichen um weitere Aspekte. 


7 Diesen Begriff verwendet J. Nida-Rümelin (2015), um der „orthodoxen Ökonomie“ den Vor- 
wurf der Unmenschlichkeit zu machen. Stattdessen fordert er die humane Gesellschaft, die aus 
tugendhaften Menschen besteht. 
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Hinderungsgründe für eine optimale Allokation 


Doch der Optimierung stehen mehrere Hinderungsgründe entgegen. Im Vordergrund 
steht dabei das Problem der Nichtverwendung produktiver Faktoren. Arbeitslosigkeit 
bedeutet, dass produktive Arbeit nicht verwendet wird. Meistens geht sie einher mit ei- 
ner Unterauslastung des Sachkapitals. Die Folge ist, dass Produktionsmöglichkeiten 
nicht genutzt werden. Die Gesellschaft steht dann vor der Aufgabe, die Behinderung der 
optimalen Allokation zu beseitigen, die Produktion zu stabilisieren. Die Stabilisierung 
will die Produktion wieder an ihre Grenze führen. Auch eine Inflation vermag zu desta- 
bilisieren. Inflation meint die Verminderung der Kaufkraft des Geldes in der Zeit. Wer- 
den dadurch weniger Güter gekauft, dann wird auch weniger produziert. Das gilt auch 
für eine Deflation, bei der die Preise der Güter auf breiter Front sinken. Werden solche 
Preissenkungen auch in der Zukunft erwartet, dann werden Güterkäufe in die Zukunft 
verlagert und die aktuelle Produktion sinkt dann auch. Das ist das Stabilitätsproblem. 
Einfluss auf die Produktionsmöglichkeiten hat auch die Verteilung der Produkte auf die 
Gruppen der Bevölkerung. Sie ist die Folge der Einkommens- und Vermögensvertei- 
lung. Spiegeln die Einkommen die Produktivitäten von Arbeit und Sachkapital wider 
und unterscheiden sich diese Produktivitäten zwischen der unteren und der oberen 
Hälfte der Bevölkerung, dann ist die Einkommens- und Vermögensverteilung ungleich. 
Verteilt nun der Staat aus Gründen der Bedarfsgerechtigkeit Einkommen und Vermögen 
von oben nach unten um, dann könnte die obere Hälfte ihre Produktivität reduzieren 
nach der Maßgabe, dass sich Leistung nicht mehr lohne. Dann wird die Produktion klei- 
ner und die Möglichkeiten werden nicht ausgeschöpft. Das ist das Distributionsproblem. 
In den modernen Gesellschaften ist die Lösung des Allokationsproblems Aufgabe des 
Marktes, die Lösung des Stabilitäts- und des Distributionsproblems Aufgabe des Staa- 
tes. In einer offenen Gesellschaft sollen die angestrebten Lösungen nicht willkürlich, 
sondern begründet sein. Hierzu haben die Gesellschaftswissenschaften Vorschläge er- 
arbeitet. 


Der Markt verbessert die Allokation 


Der Markt ist keine Erfindung der Ökonomen. Der Tausch von Gütern erschien den 
Beteiligten schon immer vorteilhaft, ermöglichte er doch, Produktionsüberschüsse über 
den eigenen Bedarf hinaus sinnvoll zu verwenden. Die Erfindung der Ökonomen besteht 
darin, zeigen zu können, dass eine Marktwirtschaft unter bestimmten Bedingungen die 
Produktionsmöglichkeiten ausschöpft und die Wohlfahrt maximiert. Das verlangt zu- 
vörderst einen freien Menschen, der entsprechend seiner eigenen Interessen handeln 
kann und darin nur durch seine gesellschaftliche Verantwortlichkeit und begründbare 
staatliche Regelungen beschränkt ist. Das wusste schon Adam Smith (1776), der in der 
Arbeitsteilung und dem Tausch zwischen mündigen Bürgern eine Quelle des Wohlstan- 
des sah. Doch ein bilateraler Tausch erfüllt nur in Ausnahmefällen die Voraussetzung 
für eine Wohlfahrtsmaximierung, weil nicht ausgeschlossen werden kann, dass der Eine 
den Anderen dominiert und übervorteilt. Marktmacht behindert in der Regel die 
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Wohlfahrtsmaximierung. Ein probates Gegenmittel ist der Wettbewerb, der es jedem 
Marktteilnehmer ermöglicht, Alternativen zu nutzen. Ist die Herstellung von Wettbe- 
werb nicht sinnvoll, so muss der Staat den Missbrauch von Marktmacht verhindern. Auf 
Märkten werden Güter zu Preisen gehandelt. Auf Wettbewerbsmärkten bildet sich der 
Preis dort, wo die maximale marginale Zahlungsbereitschaft der Käufer der minimalen 
marginalen Entschädigungsforderung der Verkäufer entspricht. Die Zahlungsbereit- 
schaften der Käufer werden durch ihre Zahlungsmöglichkeiten beschränkt. Diese wer- 
den durch die Einkommens- und Vermögensverteilung maßgeblich bestimmt. Das 
Wohlfahrtsmaximum verlangt nun eine als angemessen und gerecht empfundene Ver- 
teilung. Die Entschädigungsforderungen der Verkäufer enthalten den Ersatz der Produk- 
tionskosten und einen Gewinn für die Unternehmerleistung und das übernommene Wag- 
nis für die unternehmerische Tätigkeit. Letzteres ist erforderlich, um die Verantwortung 
für ein Scheitern übernehmen zu können. Die Produktionskosten sind die Entlohnungen 
für die Produktionsfaktoren. Sie müssen aber auch noch die Kosten enthalten, die An- 
deren durch die Produktionstätigkeit unbeabsichtigt auferlegt werden. Als Beispiel dient 
die auf Seite 8 genannte Lärmbelastung bei der Anlieferung des Biogemüses. Das ge- 
schieht durch Internalisierung dieser externen Kosten, die durch den Staat veranlasst 
werden muss. Werden die Zahlungsbereitschaften und Entschädigungsforderungen sol- 
cherart bestimmt, dann ermöglicht das Marginalprinzip die Preisbestimmung. Solange 
die Zahlungsbereitschaft einer zusätzlichen Gütereinheit als Maß für den Wert dieser 
Gütereinheit den Preis übersteigt, ist es vorteilhaft, diese Gütereinheit zu kaufen. Der 
Preis ist aus der Sicht der Käufer die Zahlungsverpflichtung für den Erwerb. Solange 
der Preis die Entschädigungsforderung einer zusätzlichen Gütereinheit übersteigt, steigt 
der Gewinn, und es ist vorteilhaft, diese Gütereinheit zu verkaufen. Der Marktpreis ist 
somit derjenige Preis, bei dem die Vorteile der Käufer und Verkäufer am größten sind. 
Es sind also zahlreiche Bedingungen, die erfüllt sein müssen, damit die Marktwirtschaft 
die Allokationsproblematik lösen kann. Im praktischen Leben fällt es den Gesellschaf- 
ten schwer, sie zu erfüllen. Dennoch geben sie Orientierung, sie weisen den Weg zur 
optimalen Allokation. 


Die idealtypische Funktionsweise eines Marktes können wir uns an einem Beispiel ver- 
deutlichen (V. Bergen et al., 2014, S. 30-32). Auf einem Markt agieren vier Wirtschafts- 
einheiten, zwei Anbieter und zwei Nachfrager. Alle verhalten sich als Mengenanpasser, 
d.h. sie haben keinen eigenen Preisgestaltungsspielraum. In ihren einzelwirtschaftlichen 
Planungen streben die vier Unternehmen nach maximalen Produzentenrenten. Eine Pro- 
duzentenrente besteht aus festen Kosten und Gewinnen. Ihre Planungen ergeben die fol- 
genden Verhaltensgleichungen. Anbieter 1 bietet erst ab einem Preis von 10 € sein Gut 
an. Das ist seine Preisuntergrenze. Bei höheren Preisen steigert er seine Angebotsmenge 
um jeweils eine halbe Einheit bei jeweils einem zusätzlichen Euro. Seine Angebotsge- 
rade lautet somit x1=-5+0,5p. Sein Mitbewerber 2 bietet auch erst bei einem Preis von 
10 € sein Gut an. Er steigert seine Angebotsmengen aber doppelt so stark bei steigenden 
Preisen. Seine Angebotsgerade lautet dann x2=-10+p. Ab 10 € erhöht sich das gesamte 
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Angebot um jeweils 1,5 Einheiten bei Preissteigerungen von jeweils einem Euro. Die 
Marktangebotsgerade lautet somit X%=-15+1,5p. Das Angebot braucht eine Nachfrage, 
damit sich die Planungen auch realisieren lassen. Nachfrager 3 fragt erst bei einem Preis 
von 50 € das Gut nach. Das ist seine Preisobergrenze. Bei geringeren Preisen steigert er 
seine Nachfrage um jeweils eine halbe Mengeneinheiten bei jeweils einem Euro Preis- 
nachlass. Seine Nachfragegerade lautet somit x3=25-0,5p. Sein Mitbewerber 4 besitzt 
dieselbe Preisobergrenze, erhöht aber seine Nachfragemenge bei sinkendem Preis nur 
halb so stark. Seine Nachfragegerade lautet dann x4=12,5-0,25p. Ab 50 € erhöht sich 
damit die Marktnachfrage um jeweils 0,75 Einheiten pro einem Euro Preissenkung. Die 
Marktnachfragegerade lautet dann XN=37,5-0,75p. Alle vier Marktteilnehmer können 
ihre Pläne realisieren, wenn das Marktangebot der Marktnachfrage entspricht, also ein 
Marktgleichgewicht entsteht. Das ist bei einem Marktpreis von 23,33 € der Fall, denn 
bei ihm ist die Gleichung -15+1,5p=37,5-0,75p erfüllt. Bei diesem Preis beträgt die 
Marktmenge 20 Einheiten. 


Ist dieses Marktgleichgewicht effizient? Dann müsste die Summe der Produzentenren- 
ten aller vier Marktteilnehmer maximal sein. Entsprechend der Marktangebotskurve ist 
die Produzentenrente der beiden Anbieter gleich der Differenz zwischen Marktpreis und 
Preisuntergrenze, die bis zur Marktmenge verschwindet, also (23,33-10)-0,5-20=133,30 
€. Die Produzentenrente der beiden Nachfrager ist gleich der Preisdifferenz zwischen 
der Preisobergrenze und dem Marktpreis, die ebenfalls bis zur Marktmenge verschwin- 
det, also (50-23,33)-0,5-20=266,70 €. Das ergibt eine Summe von 400 €. Würden die 
Marktteilnehmer abweichend vom Marktpreis zu einem Preis von 25 € handeln, dann 
werden die Nachfrager entsprechend der Marktnachfragegeraden nur noch 18,75 Gü- 
tereinheiten Kaufen. Die kürzere Marktseite setzt sich durch, da die Teilnahme am Markt 
freiwillig ist. Bei den Anbietern bewirkt ein Rückgang der verkauften Menge, dass sich 
ihre Preisforderung auf 22,50 € entsprechend der Marktangebotsgeraden reduziert, was 
mit einer Verminderung ihrer Produzentenrente um 16,11 € verbunden wäre. Da jedoch 
der Preis 25 € beträgt, vermehrt dieser Effekt ihre Produzentenrente um 46,88 €. Die 
Anbieter profitieren also von diesem höheren Preis um 30,77 €. Nun müssen aber die 
Nachfrager den höheren Preis bezahlen. Das reduziert ihre Produzentenrente um 32,32 
€. Die durch die Preiserhöhung induzierte Mengenrationierung hat also die gesamte Pro- 
duzentenrente um 1,55 € vermindert und damit diese Marktlösung als ineffizient ausge- 
wiesen. Nur das Marktgleichgewicht ist effizient. 


Wie findet nun aber der Markt sein Gleichgewicht? Dazu könnte er sich eines Auktio- 
nators bedienen. Ein Auktionator versteigert eine Gütermenge mit dem Ziel, ein Gleich- 
gewicht auf dem Markt herzustellen. Dazu sucht er nach dem Preis, bei dem die ange- 
botene Gütermenge der nachgefragten Gütermenge entspricht. Da sowohl das Angebot 
als auch die Nachfrage preisabhängig sind, ist die Gütermenge nicht vorgegeben, son- 
dern ebenfalls Ergebnis der Versteigerung. Der Auktionator startet deshalb mit einem 
Preis, den er aufgrund seiner Erfahrung für plausibel hält. Das kann der Preis der Vor- 
periode sein oder ein analytisch bestimmter Preis. Hier startet er mit 25 € und fragt die 


11.06.2024 


16 


Marktteilnehmer nach ihren Mengengeboten. Anbieter 1 will bei diesem Preis x 1=- 
5+0,5-25=7,5 Mengeneinheiten anbieten. Anbieter 2 bietet x2=-10+25=15 ME. Das 
Marktangebot beträgt dann 22,5 ME. Nachfrager 3 möchte bei diesem Preis x3=25- 
0,5-25=12,5 ME kaufen. Nachfrager 4 will x4=12,5-0,25-25=6,25 ME kaufen. Die 
Marktnachfrage beträgt damit 18,75 ME. Der Auktionator stellt einen Angebotsüber- 
schuss in Höhe von 3,75 ME fest und geht in die nächste Runde. Da er von einem nor- 
malen Angebots- und Nachfrageverhalten der Marktteilnehmer ausgeht, senkt er den 
Preis auf 24 €. Jetzt vermindern die Anbieter ihre Angebotsmengen um 0,5+1=1,5 ME 
auf 21 ME und die Nachfrager dehnen ihre Nachfragemengen um 0,5+0,25=0,75 ME 
auf 19,5 ME aus. Es liegt nun zwar noch immer ein Angebotsüberschuss vor, der sich 
jedoch auf 1,5 ME reduziert hat. Dies signalisiert dem Auktionator, dass er auf dem 
richtigen Weg ist, der Prozess konvergiert zum Gleichgewicht. Die Mengenreaktionen 
auf die Preissenkung bieten dem Auktionator die Möglichkeit, den Gleichgewichtspreis 
zu berechnen. Die Anbieter haben doppelt so stark wie die Nachfrager auf die Preissen- 
kung um 1 € reagiert. Da der Angebotsüberschuss 1,5 ME beträgt, muss eine weitere 
Preissenkung das Marktangebot um 1 ME reduzieren und die Marktnachfrage um 0,5 
ME vergrößern. Die Preissenkung muss also 2/3 € betragen, denn sowohl 1/1,5 als auch 
0,5/0,75 ist gleich 2/3. Der Gleichgewichtspreis beträgt damit 23,33 €. Diesen Preis mel- 
det der Auktionator den Marktteilnehmern, die dann die Transaktionen zwischen ihnen 
ausführen. 


Wie verläuft der Prozess, wenn kein Auktionator tätig wird? Jetzt wird vom Anbieter 
ein Preis vorgegeben und der Nachfrager entscheidet über die Menge, die er zu diesem 
Preis kauft. Transaktionen finden auch zu Ungleichgewichtspreisen statt. Gehen wir 
wieder von einem Preis von 25 € aus, dann kaufen die Nachfrager 18,75 ME von den 
Anbietern. Die kürzere Marktseite, hier die Marktnachfrage setzt sich durch, denn die 
Anbieter wollten zu diesem Preis 22,5 ME verkaufen. Um zusätzliche Nachfrage auf 
sich zu ziehen, bieten sie das Gut mit einem Rabatt von I € an. Beim Preis von 24 € 
wollen die Anbieter 21 ME verkaufen. Die Sonderangebotsmenge beträgt somit 21- 
18,75=2,25 ME. Der reduzierte Preis von 24 GE veranlasst die Nachfrager 19,5 ME zu 
kaufen. Ihre Nachfrage nach dem Sonderangebot beträgt somit 0,75 ME. Der Angebots- 
überschuss reduziert sich nun auf 1,5 ME, den die Anbieter durch eine weitere Sonder- 
aktion abzubauen versuchen. Eine weitere Preissenkung auf 23,33 € führt schließlich 
zum gewünschten Ergebnis, der Angebotsüberschuss verschwindet. Bei diesem Preis 
beträgt das Marktangebot 20 ME, die in drei Tranchen zu 18,75 ME, 0,75 ME und 0,5 
ME verkauft werden. Die 20 ME werden letztlich zum Preis von 23,33 € gehandelt, das 
entspricht der Gleichgewichtslösung. 

Die Transaktionen zu Ungleichgewichtspreisen bringen den beiden Anbietern einen 
Umsatz von U=(25- 18,75)+(24-0,75)+(23,33-0,5)=498,42 €. Werden alle Transaktio- 
nen zu Gleichgewichtspreisen getätigt, dann beträgt der Umsatz U=23,33- 20=466,60 €. 
Der Mehrumsatz in Höhe von 31,82 € ist der Preisdifferenzierung geschuldet, die es den 
Anbietern ermöglicht hat, Produzentenrente der Nachfrager an sich zu ziehen. Der 
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Umsatz der Nachfrager beträgt U=(23,33-20)+(26,67-20/2)=733,30 €. Ihr Einkauf be- 
lastet sie mit 498,42 €. So bleibt ihnen eine Produzentenrente von 234,88 €. Ohne Preis- 
differenzierung hätten sie lediglich 466,60 € bezahlen müssen und ihre Produzenten- 
rente wäre um 31,82 € höher ausgefallen. Auch ohne Auktionator findet der Markt sein 
Gleichgewicht und ist effizient. Es findet jedoch eine Umverteilung der Vorteile zwi- 
schen Anbietern und Nachfragern statt. 


Das Marktkonzept ermöglicht es, die Wirkungen von Eingriffen in den Markt abzu- 
schätzen. Als Beispiel dient der staatliche Eingriff einer Erhöhung der Mehrwertsteuer 
auf spezielle Güter. In Deutschland werden Restaurantbesuche mit einem Satz von 7 % 
belegt, während der allgemeine Satz 19 % beträgt. Der Rechnungshof fordert nun aus 
Gründen der Steuergerechtigkeit, diese Steuervergünstigung abzuschaffen. Die Mehr- 
wertsteuer ist eine Steuer, die vom Gastwirt an das Finanzamt gezahlt wird, die aber 
vom Gast getragen werden soll. Der Gastwirt soll diese Steuer auf den Gast durch eine 
Preiserhöhung überwälzen. Wird der Gastwirt nun seine Preise um 12 % erhöhen oder 
können sich die Gäste dagegen zur Wehr setzen? Auf den Kassenzetteln würde nach 
einer gesetzlich beschlossenen Erhöhung die 19 %ige Mehrwertsteuer ausgewiesen. 


Was passiert auf dem Markt für Restaurantbesuche? Die Marktangebotskurve dreht sich 
um 12 % nach oben, d. h. die Gastwirte wollen jeden Besuch mit einem 12 %igen Preis- 
aufschlag bewirten. Doch die neuen Preise sind manchen Gästen zu hoch, sie verzichten 
auf einen Besuch, d. h. die Nachfrage nach Besuchen geht zurück. Das dämpft den Preis- 
anstieg. Das aber bedeutet, dass die zusätzliche Steuerbelastung nun teilweise vom Gast- 
wirt getragen werden muss. Um wieviel richtet sich nach der Reaktionsstärke der Gäste. 
Reagieren sie nur wenig, dann wird die Preiserhöhung nahe bei 12 % liegen. Reagieren 
sie stark, dann werden sich die Preise nur wenig verändern. Restaurantbesuche gehören 
zu den Gütern des gehobenen Bedarfs, die sich durch eine eher starke Besucherreaktion 
auszeichnen, dann verbleibt die zusätzliche Steuerlast weitgehend bei den Gastwirten. 
Was bedeutet dann aber die Ausweisung der erhöhten Mehrwertsteuer auf dem Kassen- 
zettel? Dieser Betrag ist lediglich eine Information für Geschäftsleute, die diesen Betrag 
als Vorsteuerabzug bei ihrer Steuerschuld berücksichtigen können. Für private Haus- 
halte hat diese Ausweisung keine Bedeutung. Der private Gast hat den Rechnungsbe- 
trag voll bezahlt, was davon der Steuererhöhung zukommt, besagt die Rechnung nicht. 
Ein Zahlenbeispiel soll diese Aussage nochmals bekräftigen. Angenommen, ein Gast 
zahlt vor der Steuererhöhung 20 € für ein Menü, nach der Steuererhöhung zahlt er 21,40 
€. Die Steuererhöhung beträgt aber 2,40 €, die der Gastwirt an das Finanzamt zahlen 
muss. Er hat also dem Gast das Menü für 19 € serviert. Der Gewinn des Gastwirtes am 
Menü ist um einen Euro gesunken. Die Mehrwertsteuer ist also kein durchlaufender 
Posten für Unternehmen, die vom Gesetzgeber unterstellte Steuerüberwälzung findet in 
der Regel nur zum Teil statt. 
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Exkurs zur Evolutionsökonomik: 

Die Evolutionsökonomik erhebt nach C. Herrmann-Pillath (2002) den Anspruch, die 
Grundlagen der Wirtschaftswissenschaft neu zu definieren. Zwar gilt weiterhin als 
Ziel, das gute Leben der Menschen bei knappen Ressourcen zu gewährleisten. Be- 
dürfnisbefriedigung und Knappheit bleiben auch in der Evolutionsökonomik Schlüs- 
selbegriffe. Gesucht werden auch hier Koordinationsmechanismen für menschliche 
Handlungen in Gesellschaften. Dann aber beginnt die Fundamental-Kritik. Die her- 
kömmliche Wirtschaftswissenschaft wird karikiert, um ihre Schwächen zum Anlass 
ihrer Ablösung zu nehmen. Um das Koordinationsproblem zu lösen bedient sich die 
herkömmliche Wirtschaftswissenschaft vornehmlich, aber nicht ausschließlich des 
Rationalverhaltens der Wirtschaftseinheiten, des Gleichgewichts als Koordinations- 
lösung, der sicheren Erwartungen bei einzelwirtschaftlichen Entscheidungen und der 
gegebenen Präferenzen und Produktionsverhältnisse. Die Evolutionsökonomik be- 
hauptet nun, dass die herkömmliche Wirtschaftswissenschaft ausschließlich mit die- 
sen fünf Annahmen arbeite. Sie hingegen arbeite mit unsicheren Erwartungen bei 
einzelwirtschaftlichen Entscheidungen und variablen Präferenzen und Produktions- 
verhältnissen, was ein Rationalverhalten unmöglich mache und das Gleichgewicht 
entwerte. Stattdessen dominiere die als befriedigend empfundene Anpassung an sich 
stets wandelnde Umweltbedingungen (S. 23). Ins Zentrum ihrer Überlegungen rückt 
die Evolutionsökonomik die Rolle des Wissens und seinen Wandel für die Wirt- 
schaft. Das erinnert sehr an die Kant’schen Fragen „Was kann ich wissen, was soll 
ich tun, was darf ich hoffen?“. Wissen wird als ein von Individuen unabhängiges 
Wirklichkeitsphänomen gesehen. Es gibt ein Wissen in komplexen Systemen, über 
das kein Einzelner verfügt, das aber im Zusammenspiel der Individuen das System 
funktionsfähig hält. Die Wissensteilung ermöglicht eine Produktivitätssteigerung 
des Systems. Das erinnert sehr an das Brainstorming als Lösungsmethode komplexer 
Probleme. Hayeks Wettbewerb als Entdeckungsverfahren ist ein Weg zum System- 
wissen. Welches Erkenntnisinteresse hat die Evolutorische Ökonomik? Es geht um 
Neuerungen, ihre Ursachen und Auswirkungen in ökonomischen Systemen. Ein 
neues Produkt kommt auf den Markt, was hat seine Entwicklung und Markteinfüh- 
rung gefördert und wie verändern sich die Handlungen der betroffenen Wirtschafts- 
subjekte? Analytisch lehnt sich die Evolutorische Ökonomik stark an die Evoluti- 
onsbiologie von Charles Darwin an und verwendet dabei ein von der herkömmlichen 
Ökonomik abweichendes Vokabular, was den Anschluss an die herkömmliche Öko- 
nomik erschwert. Wirtschaftspolitisch favorisiert die Evolutorische Ökonomik die 
Innovationspolitik durch Förderung von privater und öffentlicher Forschung und 
Entwicklung, Schaffung von Venture Capital und Netzwerkbildung zur Schaffung 
von Agglomerationsvorteilen. 
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Vorläufer der modernen Volkswirtschaftslehre: Die Physiokraten 


Die Physiokraten (1750 bis 1776) betonten als erste die individuelle Freiheit als Motor 
der wirtschaftlichen Entwicklung eines Volkes.® Freiheit wird schon hier als Abwesen- 
heit von staatlicher Willkür verstanden, die es den Individuen gestattet, im Rahmen der 
natürlichen Ordnung das Beste aus ihren Möglichkeiten zu machen. Allokative Effizi- 
enz ist somit der Schwerpunkt ihrer Bemühungen. Wir begegnen hier mit der natürli- 
chen Ordnung einem Begriff, der in der Volkswirtschaftslehre in unterschiedlichen Be- 
deutungen immer wiederkehrt. Er weist zunächst darauf hin, dass die Effizienz ord- 
nungsabhängig ist. Ordnung meint dabei eine Begrenzung, eine Beschränkung, in deren 
Rahmen nach effizienten Lösungen gesucht wird. Wird der Rahmen als natürlich be- 
zeichnet, dann gilt er als vom Menschen unabhängig gesetzt. Die Natur oder ein Gott 
begrenzen die menschliche Suche nach der effizienten Lösung. Bei den Physiokraten 
meint die natürliche Ordnung, dass nur die Natur Werte schaffen könne. Nur sie sei 
produktiv und ermögliche ihren Bewirtschaftern einen Mehrwert. Diesen Mehrwert 
gelte es zu maximieren. Die mit der Natur wirtschaftenden Wirtschaftszweige sind die 
Landwirtschaft, die Forstwirtschaft, die Fischerei und der Bergbau, sie werden als pro- 
duktive Klasse bezeichnet, die Waren mit Hilfe des Ertragsgesetzes nach Jaques de Tur- 
got (1768) herstellen. Die Wirtschaftszweige Handel und Handwerk stellen zwar 
Dienstleistungen bereit, sie schaffen aber keinen Mehrwert und werden deshalb als ste- 
rile Klasse angesehen. Die Vorstellung, dass die Bereitstellung von Dienstleistungen im 
Vergleich zur Warenproduktion eine minderwertige Tätigkeit sei, findet sich auch noch 
heutzutage bei einem Strukturwandel zu Lasten der Industrie. Die Grundbesitzer Adel 
und Kirche als Eigentümer der natürlichen Ressourcen bilden die dritte Klasse, die den 
Mehrwert zu Konsumzwecken verwendet und so einen Geldkreislauf zwischen den 
Klassen in Gang hält. Diese Idee einer allgemeinen Interdependenz volkswirtschaftli- 
cher Größen stammt von Richard Cantillon (1680-1734), die posthum 1755 veröffent- 
licht wurde und von Francois Quesnay (1694-1774), der sie 1758 publizierte (A. E. Ott 
und H. Winkel, 1985, S. 18-21). 


Einen Bezug zur natürlichen Ordnung stellen auch die Konzepte vom natürlichen Preis 
und dem natürlichen Zins her. Beides sind Orientierungsmaßstäbe für eine längerfristige 
Betrachtung des Wirtschaftsgeschehens. Der natürliche Preis ist ein durch die Produk- 
tionskosten bestimmter Preis, der sich als Folge des Wettbewerbs gegenüber den kurz- 
fristigen Marktpreisen im Laufe der Zeit durchsetzt. Beobachten lässt sich der natürliche 
Preis nicht, er ist ein theoretisches Konstrukt für die ökonomische Analyse. In der Öf- 
fentlichkeit spielt er eine gewisse Rolle bei der Beurteilung der Angemessenheit von 
Marktpreisen. Der natürliche Zins ist jener Realzinssatz, bei dem der Gütermarkt im 
Gleichgewicht und das Preisniveau stabil ist. Auch er lässt sich nicht beobachten, son- 
dern nur konstruieren. Auch für die Geldpolitik ist er nur von begrenztem Wert, da 


$ „Da Freiheit und Eigentum die Eckpfeiler des neuen Patriotismus wurden, so wurden sie 
auch die Grundelemente jener neuen Wirtschaftstheorien, die mit den Physiokraten in Frank- 
reich und mit Adam Smith in England in Erscheinung traten.“ H. Kohn, 1962, S. 211. 
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Schätz- und Modellunsicherheiten nicht zu beseitigen sind (Deutsche Bundesbank, 
2017, S. 29 ff.). Das Attribut „natürlich‘“ verweist hier auf etwas Ideales, Wünschbares, 
deren Operabilität jedoch nicht gewährleistet ist. 


Vorläufer der modernen Volkswirtschaftslehre: Der Klassische Liberalismus 


An die Physiokraten schließt sich dogmengeschichtlich der klassische Liberalismus in 
der Zeit von 1770 bis 1870 an. Er vereint Ökonomen, die sowohl mit der empirisch 
historischen, also induktiven Methode als auch in zunehmendem Maße mit der modell- 
basierten, also deduktiven Methode Probleme der Allokation und Distribution untersu- 
chen. Auch sie betonen die Bedeutung des Individuums in einer liberalen Wirtschafts- 
ordnung für die wirtschaftliche Entwicklung eines Volkes. Die freie Entfaltung der Per- 
sönlichkeit befördert die gesellschaftliche Wohlfahrt durch das Eigeninteresse vernünf- 
tig handelnder Wirtschaftseinheiten. Die Vernunft gebietet allerdings, die Grenzen des 
Sittlichen beim wirtschaftlichen Handeln zu beachten (G. Stavenhagen, 1964, 54). Der 
Vorwurf, der Homo Oeconomicus handele selbstsüchtig ohne Rücksicht auf Andere, 
entspricht nicht dem Menschenbild des klassischen Liberalismus.” Die Marktwirtschaft 
mit ihren zahlreichen ökonomischen Tauschvorgängen in der Form der Transaktionen 
und der Koordinationsleistung der Marktpreise bildet das Grundmodell der Klassik. Die 
Arbeitsteilung und der technische Fortschritt werden als treibende Kräfte für Produkti- 
vitätszuwächse erkannt. Das Say’sche Theorem der Übereinstimmung von Produktion 
und Einkommen sichert die ständige Markträumung auf den Gütermärkten und sorgt für 
Vollbeschäftigung. Dieser Harmoniegedanke adelt die Marktwirtschaft und beschränkt 
den Staat in seinem Aktionismus. Die Theorie der komparativen Kosten erklärt die Au- 
ßenhandelsbeziehungen. Danach bestimmen nicht die in Geldeinheiten ausgedrückten, 
also absoluten Preise, sondern die in Gütermengen ausgedrückten, also relativen Preise, 
die Außenhandelsbeziehungen. So erklärt es sich, dass ein Land, das bei einigen Gütern 
höhere Produktionskosten als ein anderes Land aufweist, dennoch Außenhandel mit die- 
sen Gütern betreiben kann. 


Vorläufer der modernen Volkswirtschaftslehre: Der Historismus 


Um die Mitte des 19. Jahrhunderts beginnt sich das ökonomische Denken methodisch 
und thematisch zu differenzieren. Neben die Weiterentwicklung der klassischen Theorie 
durch die Neoklassik treten der Sozialismus und der Historismus als eigenständige 
Schulbildungen. Ausgelöst wird diese Differenzierung durch die Defizite einer weitge- 
hend freien Marktwirtschaft bei der Stabilisation und der Distribution. Die Postulate der 
marktwirtschaftlichen Gleichgewichtsharmonie und Leistungsgerechtigkeit vertragen 


° Diesen Vorwurf erhebt u. a. J. Nida-Rümelin in seiner 2011 verfassten Streitschrift „Die Op- 
timierungsfalle“. Anscheinend angeregt durch das ökonomische Fehlverhalten von Finanzin- 
termediären, das zur Finanzkrise der Jahre 2007/8 führte, attestiert er dieses Leitbild der ge- 
samten „orthodoxen Ökonomie“. 
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sich nicht mit zunehmenden Wirtschaftskrisen und einer wachsenden Verarmung großer 
Teile der Bevölkerung. Die Historische Schule zwischen 1840 und 1930 will den Ablauf 
des Wirtschaftsgeschehens in seiner organischen Gesamtheit politischer, ökonomischer, 
sozialer und kultureller Überlieferung auf induktive Weise erfassen (A. E. Ott und H. 
Winkel, 1985, S.126). Ihre Vorstellungswelt ist die geschlossene Gesellschaft mit einem 
starken Staat, ihr ökonomisches Denken bündelt sich in einer Staatswirtschaftslehre. 
Doch mit einer historischen Beschreibung und deskriptiver Statistik wirtschaftlicher 
Abläufe und Institutionen konnte keine neue Ökonomik konzipiert werden, die überzeu- 
gende Lösungen der anstehenden Probleme geboten hätte. 


Vorläufer der modernen Volkswirtschaftslehre: Der Sozialismus 


Der Sozialismus in der Zeit zwischen 1840 und 1930 sieht in der Aufhebung des Privat- 
eigentums an den Produktionsmitteln die Lösung der sozialen Frage. Dieser These liegt 
die Analyse des klassischen Liberalismus durch Karl Marx zugrunde, der die liberale 
Wirtschaftsordnung als Kapitalismus bezeichnet. Nach Marx (1818-83) ist Kapitalismus 
eine historische Gesellschaftsformation, die das mittelalterliche Feudalsystem abgelöst 
hat und selbst vom Sozialismus abgelöst wird. Ludwig Pohle (1923, S. 584) bezeichnet 
den Kapitalismus deshalb als „die bestehende Wirtschaftsverfassung, gesehen durch die 
Brille des Sozialismus“. Danach zeichnet sich der Kapitalismus durch drei Haupteigen- 
schaften aus (R. L. Heilbroner, 1987). Die erste Eigenschaft besteht in der Fähigkeit von 
Wirtschaftssubjekten, große Vermögen anzuhäufen, deren Zweck es ist, Waren zu pro- 
duzieren, um Geld zu verdienen und noch größere Vermögen anzuhäufen. Die Kreis- 
laufbeziehung Geld-Ware-Geld ist fundamental für den Kapitalismus. Das Vermögen 
dient also nicht dem eigenen Luxus, wie im Feudalsystem oder moderner Oligarchen, 
sondern will sich als Produktionsfaktor der Warenproduktion weiter vermehren. Der 
Nutzen des Kapitalisten besteht in der gesellschaftlichen Dominanz, die ihm sein Reich- 
tum verschafft. Die zweite Eigenschaft ist das Privateigentum am Vermögen als Pro- 
duktionsfaktor. Mit dem Geldvermögen werden Grundstücke und Bodenschätze, Ge- 
bäude, Maschinen und Werkzeuge sowie Vorleistungen gekauft und mit menschlicher 
Arbeit kombiniert, um Waren zu produzieren. Die menschliche Arbeit wird im Gegen- 
satz zur antiken Sklavenhaltergesellschaft von freien Bürgern gegen Lohn angeboten. 
Da das Lohneinkommen den größeren Anteil am Volkseinkommen ausmacht, sind die 
meisten Bürger auf Lohneinkommen angewiesen. Das Privateigentum gibt nun den Ka- 
pitalisten das Recht, andere von der Nutzung ihres Vermögens auszuschließen und an- 
gebotene Arbeit nicht nachzufragen. Dies begründet die Macht der Kapitalisten. Die 
dritte Eigenschaft besteht darin, dass der Gewinn als Residuum in voller Höhe dem Ver- 
mögensbesitzer zusteht und nicht mit den Arbeitnehmern geteilt werden muss. Dieser 
Gewinn ist die Basis der weiteren Vermögensbildung des Kapitalisten. Hier zeigt sich 
der kapitalistische Geist des Unternehmers. Kapitalismus meint also riesige Vermögen 
in der Form von Produktionsfaktoren in privater Hand mit vollständiger Gewinnaneig- 
nung. Diese Haupteigenschaften belegen, dass der Begriff „Kapitalismus“ keine 
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theoretische, sondern nur eine historische Bedeutung besitzt (I. Bog, 1978). Eine Lösung 
der Distributions- und Stabilisationsprobleme bietet der Sozialismus nicht, bei seiner 
praktischen Umsetzung schafft er sogar neue Effizienzprobleme, die seiner dauerhaften 
Verwirklichung im Wege stehen. 


Wer sind nun die Kapitalisten in einer Gesellschaft? Das müssen Individuen oder Insti- 
tutionen sein, die eigenes großes Vermögen produktiv nutzen und dadurch Macht in 
Unternehmen oder der Gesellschaft ausüben. Hier kommen in erster Linie die Allein- 
oder Mehrheitseigentümer von Großunternehmen in Frage. Ihr Vermögen ist in Unter- 
nehmen gebunden und bildet einen wesentlichen Teil des Eigenkapitals dieser Unter- 
nehmen. In Deutschland veröffentlicht das Manager Magazin periodisch eine Liste der 
reichsten Deutschen und ordnet ihnen ihre Unternehmensbeteiligungen zu. In der Regel 
sind sie nicht die Manager der Unternehmen. Manager sind Angestellte, die zwar Macht 
ausüben können, aber mangels Eigentums am Unternehmen nicht als Kapitalisten zu 
bezeichnen sind. Sie sind die Agenten, die dem Prinzipal als Eigentümer dienen, aber 
auch abweichende Interessen verfolgen können. Kleinaktionäre sind ebenfalls keine Ka- 
pitalisten, weil es ihnen an Größe mangelt. Sie sind als Vermögensanleger lediglich an 
einer angemessenen Dividende interessiert, können aber höchstens im Verbund mit an- 
deren oder in der Form eines Investmentfonds Einfluss auf die Geschäftspolitik nehmen. 
Das Investment eines Kleinaktionärs ist lediglich eine Vermögensanlage, die auf die Art 
der Verwendung der Mittel im Unternehmen keinen Einfluss gewährt. Die Bezeichnung 
einer solchen Vermögensanlage als Investition ist somit irreführend, da die Mittel auch 
für die Entlohnung der Arbeitnehmer oder den Einkauf von Vorleistungen verwendet 
werden können. Der Kapitalismus ist also keine Gesellschaft der Kapitalisten, da die 
Kapitalisten nur eine Minderheit darstellen. Dennoch prägen sie moderne Volkswirt- 
schaften, weshalb sich für diese besser die Bezeichnung kapitalistische Marktwirtschaft 
eignet. 


Exkurs zur Regulationstheorie 

Die Regulationstheorie ist eine Fortentwicklung der marxistischen politischen Öko- 
nomie, die dem Kapitalismus eine inhärente Krisenanfälligkeit attestiert. Da es aber 
augenscheinlich Perioden der Stabilität gibt, versucht die Regulationstheorie, diese 


zu erklären. Der Wirtschaftspolitik komme dabei eine zentrale Rolle zu. Um ein Sin- 
ken der Profitrate zu verhindern, agiere sie im Unternehmerinteresse und vernachläs- 
sige das Gemeinwohl. Eine erfolgversprechende wirtschaftspolitische Konzeption 
liefert die Regulationstheorie nicht. 


Vorläufer der modernen Volkswirtschaftslehre: Die Neoklassik 


Die Neoklassik hat zwischen 1870 und 1930 die Wirtschaftstheorie durch zahlreiche 
neue Konzepte und Instrumente bereichert. Der Gebrauchswertbegriff wird durch die 
Einführung einer Nutzenfunktion subjektiviert. Danach besteht der Wert eines Gutes 
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nicht mehr in seinen Produktionskosten, sondern in dem Nutzen, den das Gut dem Nutz- 
nießer verschafft. Die Theorie der Wahlakte geht dann den Schritt von der kardinalen 
zur ordinalen Nutzentheorie. Für die Bestimmung der Eigenschaften einer Preis-Men- 
genbeziehung für Konsumgüter wird keine absolute Bewertung mehr benötigt, relative 
Bewertungen reichen dazu aus. Das Konzept der Opportunitätskosten ergänzt die The- 
orie der Wahlakte hin zu einer umfassenden Markt- und Preistheorie. Die Gossen schen 
Gesetze stellen durch Verwendung des Marginalprinzips die Werttheorie auf eine neue 
Grundlage. Das Grenznutzenausgleichstheorem bestimmt fortan die mikroökonomische 
Konsumtheorie, und sein Gedanke wird auf die gesamte Mikroökonomik übertragen. 
Die Cobb-Douglas-Produktionsfunktion erweist sich als hilfreich in der Unternehmens- 
und Verteilungstheorie. Das generelle mikroökonomische Gleichgewicht zeigt die all- 
gemeine Interdependenz einer Marktwirtschaft und bekräftigt den bereits in der Klassik 
vertretenen Harmoniegedanken. 


Die Gesellschaft reagiert auf die Knappheit mit einer Bewirtschaftung des Mangels. 
Wenn nicht jeder alles bekommen kann, was er wünscht, dann müssen die Mittel zuge- 
teilt werden. In einer Marktwirtschaft regelt der Markt die Zuteilung. Wir wollen uns 
dieses Verfahren an einem Beispiel verdeutlichen (V. Bergen et. al. (2013) S. 130-136). 
Ein Grundstück, das für Freizeitzwecke nutzbar ist, wird zum Kauf angeboten. Der Ver- 
käufer lässt das Grundstück versteigern. Zwei Haushalte interessieren sich dafür. Wer 
erhält das Grundstück? Das Zuteilungsverfahren läuft folgendermaßen ab. Die beiden 
Haushalte bieten Kaufpreise. Sie überbieten sich solange, bis ein Haushalt nicht mehr 
höher bietet und als Nachfrager ausscheidet. Der andere erhält dann den Zuschlag. An- 
genommen, H2 bietet maximal 4.900 €, Hl erhält den Zuschlag bei 5.000 €. 


Ist die Zuteilung an Hl volkswirtschaftlich sinnvoll? Die Konkurrenten um das Grund- 
stück artikulieren mit ihren Geboten ihre Zahlungsbereitschaft. Sie orientieren sich da- 
bei an dem Nutzen, den ihnen das Grundstück jeweils stiften würde. Bei 4.900 € endet 
für H2 seine Zahlungsbereitschaft, einen höheren Betrag ist ihm das Grundstück nicht 
wert. Die maximale Zahlungsbereitschaft ist somit das Maß seines Nutzens, den ihm das 
Grundstück gestiftet hätte. Die Zahlungsbereitschaft des Hl ist hier jedoch noch nicht 
erschöpft. Die 5.000 € des Hl bedeuten, dass der Nutzen des Hl größer ist als der Nutzen 
des H2. Ob der Hl noch mehr zu zahlen bereit wäre, ist nicht von Bedeutung. Das 
Grundstück ist dorthin gelangt, wo es den größten Nutzen stiftet. Die Situation lässt sich 
nicht mehr verbessern, sie ist effizient. Man könnte nun einwenden, der H2 habe seine 
Zahlungsbereitschaft nicht deshalb bei 4.900 € begrenzt, weil das Grundstück ihm nicht 
mehr wert sei, sondern weil seine Einkommens- und Vermögensverhältnisse kein höhe- 
res Gebot mehr zuließen. Dieser Einwand ist dann berechtigt, wenn die personelle Kauf- 
kraftverteilung nicht als befriedigend angesehen wird. Die Interpretation der maximalen 
Zahlungsbereitschaft als Maß für den Nutzen ist also nur dann zulässig, wenn wir die 
zugrundeliegende Kaufkraftverteilung akzeptieren. 


Den Preis für das Grundstück von 5.000 € zahlt der Hl an den Verkäufer des Grund- 
stücks. Die Preishöhe wird jedoch nicht vom Verkäufer bestimmt, sondern vom 
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Mitkonkurrenten H2. Seine maximale Zahlungsbereitschaft ist die Preisuntergrenze. 
Um ihn vom Markt zu verdrängen, muss der Hl mehr als diese Preisuntergrenze bieten. 
Tut er das, so fügt er dem H2 einen Schaden zu, der darin besteht, dass H2 auf den 
Nutzen aus dem Grundstück verzichten muss. Diesen Schaden bezeichnet man als Op- 
portunitätskosten. Es sind die Kosten im Sinne vom Nutzenentgang, die der Käufer des 
Grundstücks dem Mitbewerber mit der zweithöchsten Zahlungsbereitschaft zufügt. Die 
beste alternative Verwendung (Opportunität) des Grundstücks wäre der Verkauf an den 
H2. H2 hat das Grundstück sinnvollerweise nicht erhalten, er braucht aber auch keinen 
Kaufpreis zu bezahlen. Ein Schadenausgleich ist deshalb an ihn nicht zu zahlen. Die 
Feststellung der Opportunitätskosten dient lediglich dem Zweck, den Käufer des Grund- 
stücks mit den Konsequenzen seines Tuns zu belasten, unabhängig davon wem er den 
Preis zu zahlen hat. Der Hl, der seine Bedürfnisintensität für das Grundstück mit dem 
Marktpreis für das Grundstück vergleicht, vergleicht damit implizit seine eigene Be- 
dürfnisintensität mit der seiner Mitbewerber um das Grundstück. So lenkt der Preis das 
Grundstück in die effiziente Verwendung. 

Wir haben gelernt, dass der Käufer eines Gutes mit den Konsequenzen seines Tuns be- 
lastet werden muss, wenn er das Gut aus Effizienzgründen zu Recht erhält. Wir wollen 
nun annehmen, dass der Hl das Grundstück so nutzt, dass er den benachbarten Grund- 
stückseigentümern einen Schaden zufügt. Er repariert in seiner Freizeit sein eigenes 
Auto und diejenigen seiner Freunde. Dadurch verursacht er Lärm und Gestank, was die 
ruhe- und frischluftsuchenden Nachbarn stört. Die Geschädigten beziffern ihren Scha- 
den auf 1.000 €. Dieser Betrag entspricht der maximalen Zahlungsbereitschaft der Ge- 
schädigten, den Hl zu veranlassen, die Schädigung zu unterlassen, bzw. der minimalen 
Entschädigungsforderung der Geschädigten, den Schaden hinzunehmen. 


Was bedeutet die Schädigung für die Zuteilung des Grundstücks? Ist es weiterhin sinn- 
voll, dem Hl das Grundstück zu verkaufen oder sollte nun der H2 das Grundstück er- 
halten? Der Nutzen, den das Grundstück stiftet, ist gleich dem Nutzen des HI plus dem 
Nutzen der durch das Grundstück betroffenen Personen, hier also abzüglich der Schäden 
der Nachbarn. Ist der Hl bereit, zusätzlich zum Kaufpreis von 5.000 € noch die Schäden 
in Höhe von 1.000 € zu bezahlen, dann beträgt seine Netto-Zahlungsbereitschaft noch 
immer 5.000 €. Sie übersteigt damit weiterhin die Zahlungsbereitschaft des H2, und die 
Nutzung des Grundstücks durch Hl bleibt weiterhin sinnvoll. Man sagt, der externe Ef- 
fekt ist Pareto-irrelevant. Beträgt die maximale Zahlungsbereitschaft des Hl jedoch nur 
höchstens 5.800 €, dann beläuft sich seine Netto-Zahlungsbereitschaft auf höchstens 
4.800 €. Sie liegt damit um 100 € unter derjenigen des H2. Nun wäre es sinnvoll, die 
Nutzung des Grundstücks dem H2 zu ermöglichen, der annahmegemäß keine belästi- 
gende Nutzung vornimmt. Der externe Effekt ist Pareto-relevant.!” Die Versteigerung 


!0 Die Pareto-Relevanz bezieht sich auf die Pareto-Effizienz. Sie ist dann erreicht, wenn es nicht 
mehr möglich ist, den Nutzen eines Haushaltes zu erhöhen, ohne den Nutzen eines anderen 
Haushaltes zu mindern. Das Konzept stammt von Vilfredo Pareto, einem franco-italienischen 
Nationalökonomen, 1848-1923. 
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des Grundstücks führt ohne Belastung des Hl mit den Schäden nicht zu einem effizien- 
ten Ergebnis. 


Die Schäden bei den Nachbarn werden ausgelöst durch die Autoreparaturarbeiten des 
Hl. Diese Grundstücksnutzung beeinträchtigt den Nutzen, den die Nachbarn aus ihren 
Grundstücken ziehen. Es handelt sich hier um einen einseitigen negativen technologi- 
schen externen Effekt im Konsumbereich. Technologische externe Effekte liegen dann 
vor, wenn die individuellen Nutzen- und Produktionsfunktionen Mengenvariablen ent- 
halten, die von anderen Wirtschaftseinheiten bestimmt werden, ohne dass diese sie in 
ihren Wirtschaftsrechnungen berücksichtigen. Der Verursacher eines externen Effektes 
entlässt ihn aus seinem Entscheidungsbereich, er überantwortet ihn quasi der Öffent- 
lichkeit. Externe Effekte besitzen deshalb einen Grad an Öffentlichkeit. Diese Verhal- 
tensweise des Verursachers ist darin begründet, dass er für die freiwillige Beseitigung 
seines externen Effektes nicht belohnt, sondern bestraft wird. Die Vermeidung des 
Lärms und des Gestanks durch HI verlangt das Unterlassen der Autoreparatur. Dies 
mindert seinen Nutzen aus dem Grundstück, wofür er nicht kompensiert wird. Freiwillig 
wird er darauf also nicht verzichten. 

Die Verletzung der Allokationseffizienz ist jedoch nicht nur bei externen Effekten mög- 
lich, sie kann auch dann vorliegen, wenn die Umweltressourcen ein Öffentliches Gut 
darstellen. Die Lärmfreiheit und Sauberkeit der Luft ist ein solches öffentliches Gut. Ein 
öffentliches Gut ist ein gemeinschaftlich nutzbares Gut, bei dem die Nutzung des einen 
diejenige des anderen nicht beeinträchtigt und ein Ausschluss von der Nutzung nicht 
möglich ist, wenn das Gut erst einmal bereitgestellt ist. Unter Lärm und Luftverschmut- 
zung leiden alle Nachbarn, keiner kann sich dem entziehen. Freiwillig wird jedoch kein 
einzelner etwas dagegen unternehmen, denn dann muss er die vollen Kosten tragen, 
während alle Betroffenen Nutzen daraus ziehen. Dieses sogenannte Trittbrettfahrer-Ver- 
halten verhindert die freiwillige Lösung des Problems. 


Das dritte theoretische Konzept, das für das Verständnis und die Analyse von Umwelt- 
problemen von großer Bedeutung ist, ist das der Umweltressourcen im öffentlichen Ei- 
gentum. Die Luft ist eine solche Umweltressource. HI nutzt sie als Medium für seine 
Lärm- und Schadstoffemissionen. Die Nachbarn nutzen sie lediglich zum Atmen. Da 
ein öffentliches Eigentum niemandem die Nutzung verweigert, schädigt die eine Nut- 
zungsart die Nutzung durch andere. Es handelt sich hier um eine Nutzungsasymmetrie. 
Freiwillig verzichtet keiner auf sein Nutzungsrecht, eine effiziente Nutzung ist somit 
nicht von vornherein zu erwarten. 


Bei der Diskussion der Öffentlichkeitseigenschaft der Umweltressourcen wurde mehr- 
mals darauf hingewiesen, dass der Umweltschutz durch freiwilliges Handeln der Betei- 
ligten nicht erreicht wird. Der Grund liegt darin, dass der notwendige Verzicht auf die 
Umweltnutzung nicht belohnt, sondern bestraft wird; es also nicht individueller Ratio- 
nalität entspricht, Umweltschutz zu betreiben. Diese ökonomische Aussage soll nun nä- 
her begründet werden. Hierzu bedienen wir uns der Spieltheorie, die von dem ungari- 
schen Mathematiker und Ökonomen John von Neumann (1903-57) und dem deutschen 
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Ökonomen Oskar Morgenstern (1902-77) in den vierziger Jahren des 20. Jahrhunderts 
entwickelt wurde. 


Als Ausgangspunkt unserer Überlegungen eignet sich das sogenannte Gefangenen-Di- 
lemma. Zwei Untersuchungshäftlinge sitzen in getrennten Zellen und haben keinerlei 
Möglichkeiten, miteinander Kontakt aufzunehmen. Sie werden einer gemeinsam began- 
genen Tat beschuldigt, die man ihnen jedoch nicht nachweisen kann. Der Richter unter- 
breitet nun beiden folgendes Angebot: Gesteht nur einer von beiden die Tat, dann wird 
der Geständige freigelassen und der andere wird zu sechs Jahren Haft verurteilt (Kron- 
zeugenregelung). Gestehen beide, dann erhalten sie beide fünf Jahre Haft. Gestehen 
beide nicht, dann erhalten sie je ein Jahr Haft für ein minder schweres Delikt, das man 
ihnen nachweisen kann. Wir können diese Situation als Spiel auffassen und in der Form 
einer Auszahlungsmatrix darstellen. Ausgezahlt werden hier Haftjahre. 


Jeder Spieler versucht, die Anzahl seiner Haftjahre zu minimieren, darin besteht seine 
individuelle Rationalität. Welche Verhaltensweisen wählen die Spieler? Beide Häftlinge 
werden gestehen und jeweils fünf Jahre Haft erhalten. Die Begründung ist einfach. Be- 
trachten wir die Situation von Spieler 1. Gesteht Spieler 2, dann erhält Spieler 1 ein Jahr 
längere Haft, wenn er nicht gesteht (6-5=1). Gesteht Spieler 2 nicht, dann erhält Spieler 
l ebenfalls ein Jahr längere Haft, wenn er nicht gesteht (1-0=1). Spieler 1 steht sich also 
stets besser, wenn er gesteht. Da die Situation von Spieler 2 die gleiche ist, gestehen 
beide. 


Spieler 2 
gesteht gesteht nicht 
gesteht 359 0,6 
Spieler 1 
gesteht nicht 6,0 1,1 


Abbildung 1: Auszahlungsmatrix für 2 Spieler 


Sie erhalten dann beide fünf Jahre Haft, obwohl sie auch mit jeweils einem Jahr hätten 
davonkommen können. Die Lösung fünf Jahre Haft für beide ist ein ökonomisches 
Gleichgewicht, denn beide haben freiwillig die Tat gestanden. Das Gleichgewicht ist 
aber nicht Pareto-effizient, denn die 1-Jahres-Haft für beide wäre möglich gewesen und 
hätte beide bessergestellt. Das Dilemma resultiert aus den Spielregeln, die hier von der 
Justiz festgelegt werden und eine Kooperation zwischen den Häftlingen verhindern. 


Das Gefangenen-Beispiel ist ein 2-Personen-Spiel, bei dem das Verhalten des einen 
Spielers erhebliche Auswirkungen auf den anderen Spieler hat. Umweltprobleme be- 
treffen in der Regel viele Personen, wobei das Verhalten eines Spielers kaum Auswir- 
kungen auf alle übrigen Spieler hat. Diese Situation wird als soziales Dilemma bezeich- 
net. Um eine solche Situation zu beschreiben, wählen wir das Beispiel der Ruhestörung 
durch den Individualverkehr in Innenstädten (J. Weimann, 1995, S.66 ff.). Aus der Sicht 
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jedes einzelnen Autofahrers verursacht der Verzicht auf die Benutzung seines Autos 
Kosten in der Form von Zeitverlusten, von Beweglichkeit und von Bequemlichkeit im 
Umfang b;>0. Das gilt für alle Autofahrer. Nehmen alle Autofahrer diese Kosten auf 
sich, dann verbessert sich die Umweltqualität der Innenstadt z: 


2=B);b 
i=1 


Diese Gleichung ist eine Art Produktionsfunktion, bei der die Umweltqualitätsverbes- 
serung der Output und die individuellen Verzichte die Inputs sind. Der Parameter ß ist 
ein Maß für die Produktivität der individuellen Beiträge. Da bei der großen Zahl der 
Autofahrer, der Verzicht eines einzelnen nur sehr wenig zur Verbesserung der Umwelt- 
qualität beiträgt, ist ß wesentlich kleiner als Eins. Da die Autofahrer in die Innenstädte 
fahren, um dort in Ruhe einzukaufen, sind sie an einer autofreien Innenstadt interessiert. 
In einer verkehrsberuhigten Innenstadt erhält jeder die bessere Umweltqualität z>0, da 
es sich um ein öffentliches Gut handelt. Wie sieht die Auszahlungsmatrix der n Auto- 
fahrer aus? Ausgezahlt werden hier Geldeinheiten, die sowohl die Umweltqualitätsver- 
besserung als auch die Kosten der Autofahrer im Falle des Verzichts messen. 


alle übrigen Spieler 


verzichten verzichten nicht 


verzichtet z-b; Pb;-bi 


Spieler i 


verzichtet nicht z-Bbi 0 


Abbildung 2: Auszahlungsmatrix für n Spieler 


Jeder Spieler versucht, sein zusätzliches Einkommen zu maximieren bzw. Einkommens- 
verluste zu minimieren, darin besteht seine individuelle Rationalität. Welche Verhal- 
tensweise wählen die Spieler? Kein Autofahrer wird auf sein Auto verzichten. Betrach- 
ten wir die Situation des Spielers i. Verzichten alle übrigen Spieler, dann ist sein Gewinn 
größer bzw. sein Verlust kleiner, wenn er nicht verzichtet z-ßb;>z-b;. Verzichten alle 
übrigen Spieler nicht, dann gewinnt er zwar nichts, wenn er ebenfalls nicht verzichtet, 
verliert aber auch nichts wie im Falle des eigenen Verzichts O>(ßb;-b;). Da die Situation 
aller übrigen Spieler individuell der Situation des Spielers i gleicht, verzichtet kein Au- 
tofahrer auf sein Auto, die mögliche Umweltqualitätsverbesserung wird nicht erreicht. 
Die Null-Lösung ist ein ökonomisches Gleichgewicht, denn alle Autofahrer haben die 
Benutzung ihres Autos freiwillig gewählt. 

Die Frage nach der Pareto-effizienten Lösung ist hier jedoch nicht so einfach zu beant- 
worten. Gilt z-b;>0 für alle Spieler, dann gewinnt jeder Spieler durch den Verzicht aller 
und die Null-Lösung ist nicht Pareto-effizient. Gilt z-b;<O für alle Spieler, dann gewinnt 
jeder Spieler dadurch, dass kein Autofahrer verzichtet und die Null-Lösung ist Pareto- 
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effizient. Gilt z-b;<O nur für einige Spieler, dann wäre die Null-Lösung dann nicht Pa- 
reto-effizient, wenn die Gewinner die Verlierer entschädigen könnten und noch einen 
Netto-Gewinn behielten. Ist die gleichgewichtige Null-Lösung ineffizient, dann führt 
das individuell rationale Verhalten zu einem sozial nicht rationalen Ergebnis. Das Di- 
lemma resultiert auch hier aus einer Spielregel. Aber anders als im Falle des Gefange- 
nen-Dilemmas ergibt sie sich hier aus der großen Zahl der Beteiligten. Die Transakti- 
onskosten einer Kooperation zwischen allen Autofahrern sind so hoch, dass sie eine 
effiziente Verhandlungslösung verhindern. 


Wenn die privaten Wirtschaftseinheiten in ein soziales Dilemma fallen, das eine effizi- 
ente Lösung der Umweltprobleme verhindert, dann bleibt nur die staatliche Umweltpo- 
litik als Alternative. Im Falle des Innenstadtverkehrs könnte der Staat Durchfahrtsver- 
botsschilder aufstellen, und die erwünschte Umweltqualitätsverbesserung wäre erreicht. 
Gleichzeitig zwingt der Staat die Autofahrer zum Verzicht auf die Benutzung ihres Au- 
tos. Effizient wäre die staatliche Maßnahme nur dann, wenn entweder alle Autofahrer 
eine autofreie Innenstadt höher bewerten als die Kosten ihres Verzichts oder wenn die 
Gewinner die Verlierer entschädigen könnten und noch einen Netto-Gewinn behielten. 
Woher weiß der Staat das? Die dafür notwendigen Informationen kann der Staat nur von 
den Privaten selbst erhalten. Denn die Informationen sind privater Natur, da der Nutzen 
eine intrinsische Bewertung darstellt. 


Damit erhebt sich die Frage, ob der Staat die Privaten veranlassen kann, ihm diese In- 
formationen zur Verfügung zu stellen. Das ist die Frage nach der Anreizkompatibilität 
staatlicher Maßnahmen. Eine Maßnahme ist anreizkompatibel, wenn die privaten Wirt- 
schaftseinheiten durch sie ein Interesse daran haben, ihre wahren Präferenzen zu offen- 
baren. Gelingt ihm das nicht, weil die individuelle Rationalität dem entgegensteht, dann 
ist keine effiziente Umweltpolitik möglich. Gelingt es dem Staat durch Zwang, die Pri- 
vaten an der Verfolgung ihres Eigeninteresses zu hindern, dann bilden die damit ver- 
bundenen hohen Durchsetzungs- und Kontrollkosten ein Hindernis für eine effiziente 
Lösung. Eine effiziente Umweltpolitik muss anreizkompatibel und individuell rational 
sein. Die Forschungen auf diesem Gebiet waren bislang wenig erfolgreich. 


Was können wir als Quintessenz unserer Überlegungen festhalten? Viele Umweltprob- 
leme führen die privaten Wirtschaftseinheiten in soziale Dilemmata, aus denen sie sich 
nicht selbst befreien können. Der Staat kann zwar Umweltpolitik betreiben, ob damit 
jedoch ein Beitrag zur Wohlfahrtssteigerung verbunden ist, bleibt ungewiss. Das istnun 
aber kein Freibrief für jede Art staatlichen Handelns. Auch wenn umfassende Effizienz 
nicht erreichbar ist, so sollten dennoch die erreichbaren Effizienzelemente durch eine 
rationale Umweltpolitik realisiert werden. Um eine partielle Effizienzverbesserung zu 
erreichen, benötigt der Staat umweltpolitische Ziele und umweltpolitische Mittel. Wenn 
es richtig ist, dass Konkurrenzmärkte unter Berücksichtigung der externen Effekte zur 
Erreichung der Allokationseffizienz hilfreich sind, dann liegt es nahe, solche Märkte für 
Umweltressourcen zu konstruieren und zum Maßstab für Ziele und Mittel der Umwelt- 
politik zu machen. 
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Das Stabilisationsproblem und der Keynesianismus 


Mit der Weltwirtschaftskrise Anfang der 1930er Jahre wendet sich das Interesse der 
Wirtschaftstheorie verstärkt der Stabilisation zu. John M. Keynes liefert 1936 eine mak- 
roökonomische Erklärung eines Gleichgewichts mit Arbeitslosigkeit und widerspricht 
damit dem klassischen Gleichgewichtskonzept. Als Instrumentarium dient ein System 
von makroökonomischen Märkten, die durch eine volkswirtschaftliche Gesamtrech- 
nung konsistent verbunden sind. Dem Staat wird die Aufgabe eines Krisenmanagers 
zugeordnet, der privatwirtschaftliches Fehlverhalten durch eine antizyklische Finanzpo- 
litik ausgleicht. Dieser Keynesianismus sieht in der monetären Nachfrage den Schlüssel 
zur Stabilisierung des wirtschaftlichen Geschehens. Die keynesianischen Interventionen 
in den Wirtschaftsablauf rufen die Ordnungspolitik auf den Plan. Der Neoliberalismus 
betont die Bedeutung der Ordnungspolitik für die wirtschaftliche Entwicklung. Die 
Wurzeln des Neoliberalismus gehen nach Meinung von A.E. Ott und H. Winkel (1985, 
S. 289) auf Walter Eucken und Alexander Rüstow 1932 zurück. Danach hat der Staat 
die Aufgabe, dem privatwirtschaftlichen Handeln einen Ordnungsrahmen vorzugeben 
und sich selbst nur regelgebunden in den Wirtschaftsablauf einzufügen. 


Am Beispiel der Entstehung und Bekämpfung von Konjunkturschwankungen wollen 
wir den ökonomischen Erkenntnisfortschritt verdeutlichen (L. Arnold, 2016, Kapitel V). 
Vor Keynes dominiert eine angebotsorientierte Erklärung von Konjunkturschwankun- 
gen im Rahmen von wirtschaftlichem Wachstum. Treibende Kraft ist der technische 
Fortschritt, der zwar kontinuierlich aber mit unterschiedlicher Intensität die wirtschaft- 
liche Entwicklung vorantreibt. Beschleunigt sich der technische Fortschritt, dann nimmt 
das Bruttoinlandsprodukt stark zu und begünstigt einen weiteren Kapazitätsausbau 
durch Nettoinvestitionen, in deren Folge Lohnsteigerungen zu vermehrter Beschäfti- 
gung führen. Verlangsamt sich der technische Fortschritt, dann kehrt sich der Prozess 
um, mit der Folge ungenutzter Kapazitäten und Arbeitslosigkeit. Diese Erklärung, die 
in den Zeiten der industriellen Revolution noch eine gewisse Plausibilität besaß, ließ 
und lässt sich empirisch aber nicht bestätigen. Im Übrigen folgt aus dieser Erklärung 
auch keine Konjunkturpolitik, mit deren Hilfe Produktivitätsschocks gemildert werden 
könnten. Das ändert sich mit der keynesianischen Sichtweise. Das Bruttoinlandsprodukt 
wird nun durch die Nachfrage nach Konsum- und Investitionsgütern bestimmt. Die Pro- 
duktion folgt der Nachfrage und nicht mehr umgekehrt. Der Schlüssel für diese Umkeh- 
rung liegt in der Bestimmung der Nachfrage. Zwar ist es noch immer richtig, dass im 
Produktionsprozess Einkommen der Produktionsfaktoren in Höhe der Produktion ent- 
stehen, ihre Verausgabung aber nicht mehr in gleicher Höhe erfolgen muss. Die privaten 
Haushalte sparen einen Teil ihrer Einkommen. Renditeorientierte Investitionen stimmen 
aber nur per Zufall mit dieser Ersparnis überein. Bleiben sie hinter der Ersparnis zurück, 
dann bleibt ein Teil der Produktion unverkäuflich und die Unternehmen schränken ihre 
Produktion in der nächsten Periode ein. Dazu benötigen sie weniger Arbeitskräfte, es 
kommt zur konjunkturellen Arbeitslosigkeit, die solange anhält, bis die Nachfrage der 
Vorperiode wieder erreicht ist. Hier kommt der Staat ins Spiel, der die fehlende 
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Nachfrage tätigt. Die antizyklische Finanzpolitik bewirkt die Stabilisierung durch Be- 
seitigung der konjunkturellen Arbeitslosigkeit. Aber auch eine Überhitzung der Kon- 
junktur ist denkbar. Übersteigen die Investitionen die Ersparnis, dann werden mehr Gü- 
ter nachgefragt als produziert sind. Dann müssen Konsumenten oder Investoren Ver- 
zicht leisten, der durch eine Inflation erzwungen wird. Da die Kapazitäten ausgelastet 
und die Arbeitskräfte vollbeschäftigt sind, verlangt eine Zunahme der Produktion in der 
nächsten Periode erhöhte Investitionen und die Aktivierung von Arbeitskräften aus der 
strukturellen Reserve. Das verlangt Lohnsteigerungen, die die Inflation weiter befeuern. 
Um diese Lohn-Preis-Spirale zu vermeiden, könnte der Staat die Überschussnachfrage 
durch Verminderung seiner Nachfrage nach Gütern und eine kontraktive Geldpolitik 
vermeiden. Die antizyklische Geld- und Finanzpolitik bewirkt auch hier die Stabilisie- 
rung durch Vermeidung der Inflation. Die Interventionen des Staates wären dann ent- 
behrlich, wenn die Flexibilität des Wirtschaftssystems groß genug wäre, in kurzer Zeit 
die Abweichungen zwischen der Ersparnis und der Investitionen zu beseitigen. Die Öko- 
nomen vor Keynes sahen dies in der langen Sicht bei vollständig flexiblen Preisen ge- 
währleistet. In der kurzen Sicht bestehen aber Rigiditäten bei Löhnen, Zinsen und Gü- 
terpreisen, die Ungleichgewichte zu dauerhaften Erscheinungen machen können. Doch 
die Anhänger der klassischen Gleichgewichtstheorie lassen nicht locker. Die neuklassi- 
sche Theorie sieht in zufälligen Störungen des Wirtschaftsablaufs und einer auf aktuelle 
Krisen ausgerichteten Wirtschaftspolitik die Ursachen für Konjunkturschwankungen 
(B. Felderer und S. Homburg, 2005, S. 271). Sie fordert deshalb eine Abkehr von einer 
aktiven Geld- und Fiskalpolitik hin zu einer regelgebundenen Wirtschaftspolitik. Damit 
sollen die Konjunkturschwankungen gedämpft werden. Hilfreich sind auch rationale Er- 
wartungen der Wirtschaftssubjekte, die die Konsequenzen von Störungen erkennen und 
dämpfend auf sie einwirken. Die neukeynesianische Theorie reagiert auf diese Einlas- 
sungen mit einer erweiterten Begründung von Lohn-, Zins- und Güterpreisstarrheiten, 
die neben ökonomischen Aspekten auch psychologische und soziologische Aspekte des 
menschlichen Verhaltens einbezieht (G. A. Akerlof, 2002). Akerlof bedient sich dabei 
der Konzepte der asymmetrischen Informationen zwischen Käufern und Verkäufern, der 
Effizienzlohntheorie, der Daumenregeln für die Lohn- und Preissetzung, der Reaktions- 
unterschiede bei niedriger und bei hoher Inflation und der Normen als Soll-Vorschriften. 
Diese Konzepte lassen sich empirisch belegen und stützen damit die keynesianische 
Sicht, dass staatliche Geld- und Fiskalpolitik notwendig ist, um Konjunkturschwankun- 
gen zu bekämpfen. 

Das Bruttoinlandsprodukt als Maß für die Leistungsfähigkeit einer Volkswirtschaft wird 
im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung ermittelt. Diese basiert auf ei- 
nem Kreislaufkonzept, in dem die ökonomischen Transaktionen gemessen in Geldein- 
heiten zwischen in- und ausländischen Haushalten und Unternehmen fließen. Diese 
Ströme folgen dem Prinzip, dass das was bei einer Wirtschaftseinheit herausfließt in 
einer anderen Wirtschaftseinheit hineinfließen muss. Es handelt sich deshalb um einen 
geschlossenen Kreislauf, der dem Prinzip der doppelten Buchführung folgt. Eine 
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Gesamtrechnung muss die zahlreichen individuellen Wirtschaftseinheiten zu Aggrega- 
ten zusammenfassen. In der höchsten Aggregationsstufe werden fünf Sektoren unter- 
schieden: private Haushalte, Unternehmen, Staat, Ausland und Vermögensänderung. 
Der letztgenannte Sektor nimmt alle vermögensrelevanten Transaktionen auf und zwar 
die Ersparnisse der anderen vier Sektoren und die Investitionen der Unternehmen. Die 
Transaktionen werden auf vier Konten verbucht, die sich an den Hauptfunktionen der 
Wirtschaftseinheiten orientieren, als da wären, Güter zu produzieren, Einkommen zu 
erzielen, Auslandsbeziehungen zu unterhalten und Vermögen zu bilden. 


Auf dem inländischen Produktionskonto werden alle produktionsrelevanten Transakti- 
onen im Inland gebucht. Dazu gehören die produzierten Güter in ihren Verwendungen 
als Konsum- und Investitionsgüter. Die inländischen Vorleistungsgüter sind inländische 
Zwischenprodukte, die sich zu Null saldieren. Die Importe stammen aus der ausländi- 
schen Produktion. Die angegebenen Beträge beziehen sich auf Deutschland des Jahres 
2023, die Transaktionen sind in Preisen des Jahres 2023 gerechnet. Das inländische 
Produktionskonto zeigt damit die folgende Struktur. 


Ausgaben in Mrd. € Einnahmen in Mrd. € 
Importe 1.786,4 2.090,5 private Konsumausgaben 
Saldo: Bruttoinlandsprodukt 891,5 Konsumausgaben des Staates 
zu Marktpreisen 4.122,2 794,7 private Bruttoanlageinvestitionen 


108,4 Bruttoanlageinvestitionen des Staates 
50,2 Vorratsinvestitionen 
1.973,3 Exporte 


Das Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen misst also die Summe der Konsum- und In- 
vestitionsgüter und die des Außenhandelssaldos, die im Inland hergestellt wurden. Es 
befindet sich auf der Ausgabenseite, weil zu seiner Produktion Produktionsfaktoren be- 
nötigt werden, die entlohnt werden müssen. 


Auf dem inländischen Einkommenskonto werden alle einkommensrelevanten Transak- 
tionen des Inlandes gebucht. Die Basis ist das Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen 
vermindert um die Abschreibungen als Verschleiß des Anlagevermögens und vermehrt 
um den Primäreinkommensüberschuss aus dem Ausland. Dieser Betrag wird auch als 
Nettonationaleinkommen bezeichnet. Auf der Ausgabenseite stehen die Einkommens- 
verwendungen der Inländer und an das Ausland. Das inländische Einkommenskonto 
zeigt somit die folgende Struktur. 
Ausgaben in Mrd. € Einnahmen in Mrd. € 


Private Konsumausgaben 2.090,5 | 4.122,2 Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen 
Konsumausgaben des Staates 891,5 | - 847,6 Abschreibungen 


Laufende Übertragungen an das Ausl. 52,2 196,2 Primäreinkommenssaldo aus dem Ausl. 
Saldo: inländische Ersparnis 436,6 
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Die inländische Ersparnis ist die Ersparnis der privaten Haushalte, der Unternehmen und 
des Staates. Sie steht auf der Ausgabenseite, weil sie für die Vermögensbildung zur 
Verfügung steht. 


Auf dem Auslandskonto werden alle Transaktionen des Auslandes mit dem Inland ge- 
bucht. Aus der Sicht des Auslandes sind die inländischen Importe Einnahmen und die 
inländischen Exporte Ausgaben. Die Salden der laufenden Übertragungen und der Ver- 
mögensübertragungen sind Einnahmen und der Primäreinkommenssaldo aus dem Aus- 
land sind Ausgaben. Das Auslandskonto zeigt damit die folgende Struktur. 


Ausgaben in Mrd. € Einnahmen in Mrd. € 
Exporte 1.973,3 | 1.786,4 Importe 


Primäreinkommenssaldo aus dem Ausl. 196,2 52,2 Laufende Übertragungen an das Ausl. 
Saldo: ausländische Ersparnis - 219,1 111,8 Vermögensübertragungen an das Ausl. 


Die negative ausländische Ersparnis bedeutet einen Kapitalexport des Inlandes. Das In- 
land hat dem Ausland einen Kredit in Höhe von 219,1 Mrd. € gegeben, um den Ausga- 
benüberschuss des Auslandes zu finanzieren. 


Auf dem inländischen Vermögensänderungskonto werden alle vermögensrelevanten 
Transaktionen des Inlandes gebucht. Die inländischen Ersparnisse stehen zur Anlage in 
Sach- und Geldvermögen zur Verfügung. Das Vermögensänderungskonto zeigt fol- 
gende Struktur. 


Ausgaben in Mrd. € Einnahmen in Mrd. € 
Private Bruttoanlageinvestitionen 749,7 | 436,6 inländische Ersparnis 
Bruttoanlageinvestitionen des Staates 108,4 

Abschreibungen - 847,6 


Vorratsinvestitionen 50,2 
Kapitalexport 219,1 


Vermögensübertragungen an das Ausl. 111,8 


Das Vermögensänderungskonto zeigt keinen Saldo, weil der Wirtschaftskreislauf ge- 
schlossen ist. Die Ausgaben aller Sektoren müssen gleich den Einnahmen aller Sektoren 
sein. Zieht man von den privaten und staatlichen Bruttoanlageinvestitionen die Ab- 
schreibungen ab, dann erhält man die Nettoanlageinvestitionen in Höhe von 55,5 Mrd. 
€. Erhöht um den Vorratsaufbau von Gütern hat die inländische Volkswirtschaft 105,7 
Mrd. € ihrer Ersparnisse zur Sachvermögensbildung ausgegeben. 111,8 Mrd. € ihrer Er- 
sparnisse hat sie zur Vermögensbildung des Auslandes verwendet. Und 219,1 Mrd. € 
ihrer Ersparnisse hat sie in Forderungen an das Ausland umgewandelt. Diese starke 
Geldvermögensbildung im Ausland erhöht die Schulden des Auslandes gegenüber dem 
Inland. 


Die Übereinstimmung von inländischer Ersparnis und der Vermögensbildung im Inland 
und im Ausland ist eine Identität, weil die Transaktionen bereits realisiert sind. Eine 
Gleichgewichtsbedingung enthält dagegen Plangrößen, deren Transaktionen nur im 
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Gleichgewicht übereinstimmen. Soll mehr gespart als investiert werden, dann bleibt die 
Nachfrage nach Inlandsprodukt hinter dem Angebot an Inlandsprodukt zurück und es 
ergeben sich ungeplante Vorratsinvestitionen, die die Nachfragelücke schließen. Stets 
gilt im Nachhinein, dass die geplante und ungeplante Ersparnis der geplanten und unge- 
planten Investition entspricht. 


Ein gravierendes Stabilitätsproblem ist eine Inflation und ihre Bekämpfung. Anhaltende 
Preiserhöhungen bei Gütern treten dann auf, wenn die Nachfrage das Angebot über- 
steigt. Zwei Fälle lassen sich unterscheiden. Steigt die Nachfrage und trifft auf ein An- 
gebot, das sie nur zu höheren Preisen bedient, dann kommt es zur Preissteigerung. Sinkt 
das Angebot und trifft auf eine Nachfrage, die höhere Preise bietet, dann kommt es 
ebenfalls zur Preissteigerung. Handelt es sich bei diesen Gütern um wichtige Güter, die 
zudem kurzfristig nur schwer zu substituieren sind, dann übertragen sich diese Preisstei- 
gerungen auf die Preise anderer Güter und führen zur allgemeinen Preisniveauerhöhung. 
Dieser Kaufkraftverlust provoziert bei den Arbeitnehmern Forderungen nach Lohner- 
höhungen, die eine Lohn-Preisspirale auslösen können. Um diese Preiserhöhungen zu 
finanzieren, bedarf es einer erhöhten Geldmenge, die von der Zentralbank und den Ge- 
schäftsbanken zur Verfügung gestellt wird. Und hier kommt die Zentralbank ins Spiel, 
die durch eine restriktive Geldpolitik die monetäre Nachfrage dämpfen kann. 


Die Geschäftsbanken benötigen Banknoten und Münzen, um bargeldbezogene Kunden- 
wünsche zu befriedigen. Dieses Bargeld können sie nur bei der Zentralbank kaufen und 
müssen dies mit Zentralbankzinsen bezahlen. Hebt die Zentralbank diese Zinssätze an, 
dann verringern die Geschäftsbanken ihre Käufe. Die Zentralbankgeldmenge schrumpft. 
Die erhöhten Kosten der Geldbeschaffung veranlasst die Geschäftsbanken dazu, ihre 
Kredite an Unternehmen und private und öffentliche Haushalte zu verteuern. Die Nach- 
frage nach Krediten sinkt und zinsabhängige Konsum- und Investitionsausgaben verrin- 
gern sich. Dies betrifft in erster Linie die Bauwirtschaft, aber auch den Kauf langlebiger 
Konsumgüter. In der Folge sinkt die monetäre Nachfrage und vermindert das Inflations- 
potenzial. Die Geldpolitik ist erfolgreich, har aber auch für manche Bereiche einen 
Rückgang der Geschäftstätigkeit zur Folge. Dieses Dilemma prägt die Politik der Zent- 
ralbank und lässt sie von manchen als zu zögerlich und von anderen als zu hart kritisie- 
ren. 
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Exkurs zum Postkeynesianismus und zur Komplexitätsökonomik 

Der Postkeynesianismus bestreitet, dass die Märkte aus eigener Kraft einem Gleich- 
gewicht zustreben und dass die Wirtschaftspolitik durch zielorientierten Mittelein- 
satz ihre Ziele erreicht. Vielmehr bedarf es der konsensorientierten und kooperati- 
onsfördernden Institutionen, um wirtschaftspolitische Ziele zu erreichen. Diese Idee 
wurde bereits 1965 von Bundeskanzler Ludwig Erhard aufgegriffen und von Wirt- 
schaftsminister Karl Schiller 1967 als konzertierte Aktion umgesetzt. Die Deutsche 
Bundesbank, der Sachverständigenrat für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung, 
wichtige Unternehmerverbände und Gewerkschaften versuchten gemeinsame Posi- 
tionen zu entwickeln, um die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland zu verbes- 
sern. Diese Institution endete 1977 mit dem Konflikt zwischen Gewerkschaften und 
Unternehmerverbänden über die betriebliche Mitbestimmung. Versuche ähnliche 
Aktionen zu etablieren gab es immer wieder. 1998 initiierte Bundeskanzler 
Schröder ein Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit, das fünf 
Jahre hielt, aber an den ständigen Kontroversen zwischen den Gewerkschaften und 
Unternehmerverbänden scheiterte. Ein neuer Versuch stammt von Bundeskanzler 
Olaf Scholz, der 2023 einen Pakt für Deutschland vorschlägt, der Planungsverfah- 
ren vereinfachen, die Wettbewerbsfähigkeit stärken, eine moderne Verwaltung för- 
dern und den Fachkräftemangel beheben soll. Nach den Erfahrungen früherer Akti- 
onen wird auch dieser Pakt an politischen und wirtschaftlichen Kontroversen schei- 
tern. Dieser postkeynesianischen Idee ist kein Erfolg beschieden. Auch die Kom- 
plexitätsökonomik bestreitet, dass es möglich ist, „optimale Politiken zu bestimmen 
und die Ökonomie durch zentrale wirtschaftspolitische Maßnahmen in einer ge- 
wünschten Weise zu lenken.“ (M. W. M. Roos, 2015, 379). Das läge daran, dass die 
Gesamtwirtschaft als komplexes adaptives System eine Pfad- und Kontextabhän- 
gigkeit aufweise und nur eingeschränkt prognostizierbar sei. Gewünschte Ziele 
müssten normativ benannt und außerhalb des ökonomischen Systems bestimmt 
werden. Ähnlich der postkeynesianischen Theorie der Marktteilnahme des Staates 
kann nur versucht werden, die ökonomischen Akteure zu einem Verhalten zu ani- 
mieren, das ein gewünschtes Makro-Ergebnis ermöglicht (A. Heise, 2023, S. 31 £.). 


Das Distributionsproblem und das Streben nach Gerechtigkeit 


Das Distributionsproblem entsteht dann, wenn bei einem Haushalt der konsumtive Be- 
darf das Leistungsentgelt übersteigt. Die Beachtung der Würde des Menschen verlangt 
von der Gesellschaft, das Existenzminimum jedes Haushaltes zu sichern. Reicht dazu 
das Einkommen des Haushaltes nicht aus, dann benötigt er eine staatliche Unterstüt- 
zung. Diese kann in Form eines finanziellen Zuschusses oder einem vergünstigten bis 
unentgeltlichen Zugang zu Konsumgöütern erfolgen. Mit beiden sind Ausgaben des Staa- 
tes verbunden, die durch öffentliche Einnahmen finanziert werden müssen. Das sind 
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hauptsächlich Steuern, können aber auch staatliche Kredite sein. Steuern stellen eine 
Belastung der Leistungsträger dar, die dazu führen kann, dass sie ihre Leistung ein- 
schränken. Staatliche Kredite müssen getilgt werden, um die Kreditfähigkeit des Staates 
zu erhalten. Werden sie mit Steuereinnahmen getilgt, dann erhöht sich die Steuerbelas- 
tung der Leistungsträger. Werden sie mit neuen Krediten getilgt, dann wird die Kredit- 
fähigkeit des Staates gefährdet. Da die staatliche Unterstützung einen Rechtsanspruch 
darstellt, Kann der Begünstigte auch eine Leistung verweigern. In allen Fällen droht eine 
Verminderung des Leistungsumfangs der Gesellschaft, das zu verteilende Volksein- 
kommen wird kleiner. In einer wachsenden Volkswirtschaft wird jedoch eine Vermin- 
derung des Leistungsumfangs durch Umverteilung überkompensiert. Sie ist gesamtwirt- 
schaftlich nicht mehr sichtbar und zeigt sich allenfalls sektoral. Geringwertige Arbeit 
oder Überstunden werden nicht mehr geleistet. 


Diese Zusammenhänge können am Beispiel der Einführung des Mindestlohnes näher 
erläutert werden. Eine solche Lohnerhöhung bedeutet für betroffene Unternehmen er- 
höhte Personalkosten, die bei gewinnschwachen Unternehmen Verluste bewirken kön- 
nen. Um sie zu vermeiden, reduzieren sie die Beschäftigung der mindestlohnbeziehen- 
den Arbeitnehmer. Die Arbeitslosigkeit der mindestlohnberechtigten Personen steigt. 
Dieser Personenkreis stellt jedoch nur eine Minderheit aller Erwerbspersonen dar, ihre 
Erwerbslosigkeit dämpft zwar das Wachstum, verhindert es aber nicht. Die Befürworter 
des Mindestlohns verweisen deshalb auch gerne auf die gesamtwirtschaftlichen Zu- 
wächse an Beschäftigung und Volkseinkommen und nicht auf die sektoralen Auswir- 
kungen der Beschäftigung und den damit einhergehenden Strukturwandel. Die beschäf- 
tigungslosen Mindestlohnberechtigten vergrößern die Zahl der Sozialhilfeberechtigten. 
Der Staat muss die Existenz dieser Personen durch Unterstützung sichern. Diese erhöhte 
Umverteilung lässt sich auch finanzieren, da die Steuereinnahmen in einer wachsenden 
Wirtschaft zunehmen. Hier erkennt man, dass das Distributionsproblem durch wirt- 
schaftliches Wachstum stark gemildert wird. Das ist eine Erklärung dafür, dass der Staat 
und die Gesellschaft an einer wachsenden Wirtschaft interessiert sind. 


Dennoch bleibt die Frage, wieviel Umverteilung nötig ist, um die Würde des Menschen 
zu gewährleisten, und wo die gesellschaftlichen Grenzen der Umverteilung liegen. Bei 
der Frage nach dem Existenzminimum hilft der Blick auf die Arten menschlicher Be- 
dürfnisse, die durch Konsum befriedigt werden. Da sind zunächst die Bedürfnisse, die 
die physische Existenz eines Menschen sichern. Das sind die Bedürfnisse der Ernäh- 
rung, der Bekleidung, der Behausung und der Gesundheit. Hinzu kommen die Bedürf- 
nisse, die eine gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen. Das sind die Bedürfnisse der 
Mobilität, der Bildung, der Kultur und der Unterhaltung. Da diese Bedürfnisse nur in 
geringem Maße durch Eigenproduktion befriedigt werden können, bedarf es der Kon- 
sumausgaben, die durch ein Einkommen ermöglicht werden. Doch in welchem Maße 
sollen diese Bedürfnisse befriedigt werden können? Wieviel Einkommen soll umverteilt 
werden? Da sich die Menschen in der Gewichtung der Bedürfnisse unterscheiden, ist es 
nicht sinnvoll, jedes Bedürfnis mit einem bestimmten Einkommen zu belegen. 
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Stattdessen erlaubt ein gesamter Einkommensbetrag Substitutionsmöglichkeiten, um 
den individuellen Präferenzen besser gerecht zu werden. Bestehen in einer Gesellschaft 
Sozialversicherungssysteme, die sich weitgehend aus Beiträgen der Versicherten finan- 
zieren, dann könnte der Staat bedürftige Menschen zu Versicherten erklären und ihre 
Beiträge übernehmen. Das geschieht in Deutschland mit der Krankenversicherung und 
weiteren Versicherungen, die das Bedürfnis nach Gesundheit und Altenpflege befriedi- 
gen. Die übrigen Bedürfnisse werden durch einen Pauschalbetrag finanziert, der wegen 
der unterschiedlichen Wohnungsmieten regional differenziert ist. Doch das beantwortet 
noch immer nicht die Frage nach der Höhe des Pauschalbetrages. Hierfür könnten The- 
orien der sozialen Gerechtigkeit herangezogen werden. Doch sie bieten keine konkreten 
Handlungsanweisungen. Zwei Denkschulen lassen sich nach Amartya Sen (2020) un- 
terscheiden. Die erste Schule eint die Suche nach Regeln für eine gerechte Gesellschaft 
und nach Institutionen, die diese Regeln umsetzen. Das verlangt von den Menschen ein 
regelkonformes Verhalten, im Zweifel den neuen Menschen. Die zweite Schule nimmt 
den Menschen wie er ist und versucht, sichtbares Unrecht zu beseitigen. Dabei kommen 
ihr aber die Schwierigkeiten kollektiver Entscheidungen in die Quere, die einen gesell- 
schaftlichen Konsens behindern. Einen pragmatischen Ausweg bietet der Rekurs auf 
den Zusammenhalt der Gesellschaft. Auch die bedürftigen Menschen sind Teil der Ge- 
sellschaft. Wenn die erste Schule einen gerechten Gesellschaftsvertrag konzipiert, dann 
muss auch der bedürftige Teil der Gesellschaft einen gerechten Anteil am Wohlstand 
haben. Wenn nach der zweiten Schule ein Unrecht als solches erkannt wird, dann ver- 
langt der Solidaritätsgedanke seine Beseitigung. Auch ohne Bedürftigkeit bestehen Ein- 
kommensunterschiede zwischen den Haushalten. Man kann nun die Haushalte nach Ein- 
kommen ordnen und die Haushalte mit einem geringen Einkommen zu einer Schicht 
zusammenfassen. Das Durchschnittseinkommen dieser Schicht ist dann das kulturelle 
Existenzminimum. In Deutschland orientiert sich das Existenzminimum an den Durch- 
schnittseinkommen des ärmsten Fünftels der Haushalte. Sozialhilfeempfangende Haus- 
halte werden dabei nicht berücksichtigt, da es ja gerade um die Höhe der Sozialhilfe 
geht. 


„Wenn man vor allem die Bürgerinnen und Bürger, die untere und mittlere Einkommen 
beziehen, steuerlich entlasten will, sollte man nicht die Einkommensteuer senken, son- 
dern die Mehrwertsteuer. Eine Senkung des Mehrwertsteuer-Regelsatzes um einen Pro- 
zentpunkt auf 18 Prozent würde die Verbraucherinnen und Verbraucher um elf Milliar- 
den Euro entlasten. Der ermäßigte Mehrwertsteuersatz sollte nur für Nahrungsmittel und 
den öffentlichen Nahverkehr reduziert werden. Bei einer Senkung um zwei Prozent- 
punkte auf fünf Prozent würde die Entlastung 3,8 Milliarden € betragen. ... Aufgrund 
der regressiven Wirkung der Mehrwertsteuer käme ein großer Teil der Steuersenkung 
bei den unteren und mittleren Einkommen an, sofern die Unternehmen die Entlastung 
über niedrigere Preise weitergeben.“ (S. Bach und N. Isaak, 2017, S. 627). Die Regres- 
sionswirkung der Mehrwertsteuer ist die Folge der höheren Konsumquote besonders der 
unteren Einkommensbezieher. Beträgt der Preisbestandteil durch die überwälzte 


11.06.2024 


37 


Mehrwertsteuer 10 %, dann trägt der Käufer nach der Im-Hundert-Rechnung von jedem 
verausgabten Euro (1/1,1)-1=-0,0909, also 9,09 Cent. Bei einem Haushaltseinkommen 
von 2.000 € monatlich, das vollständig für Konsumgüter verausgabt wird, beträgt dann 
die Steuerlast 181,82 €, also 9,09 % des Einkommens. Bei einem doppelt so hohen 
Haushaltseinkommen und einer halb so großen Konsumquote trägt der Haushalt zwar 
die gleiche Steuerlast von 181,82 €, die aber nur noch 4,55 % vom Einkommen aus- 
macht. Diese Schieflage kann als ungerecht empfunden werden. Durch einen ermäßig- 
ten Mehrwertsteuersatz auf Güter des einfachen Bedarfs kann diese Schieflage gemil- 
dert werden. Dies geschieht vor allem bei Nahrungsmitteln, die bei unteren Einkom- 
mensschichten einen größeren Anteil im Warenkorb ausmachen. Nahrungsmittel besit- 
zen zudem eine geringere Reaktionsstärke auf Preisänderungen, was die Steuerüberwäl- 
zung erleichtert. Gibt der Haushalt mit dem geringeren Einkommen ein Viertel für Nah- 
rungsmittel aus und beträgt der ermäßigte Steuersatz nach der Überwälzung 5 %, dann 
ermäßigt sich die Steuerlast um 22,73 € und es verbleibt eine Steuerlast von 7,95 % des 
Einkommens. Aber auch die Bezieher höherer Einkommen profitieren von der Steuer- 
ermäßigung. Geben sie ein Zehntel ihres Einkommens für Nahrungsmittel aus, dann be- 
trägt ihre Steuerermäßigung 18,18 € und ihre Steuerlast sinkt auf 4.09 % vom Einkom- 
men. Die Schieflage ist zwar gemildert, aber bei weitem nicht beseitigt. 


Die Nutzung natürlicher Ressourcen und das Streben nach Nachhaltigkeit 


Natürliche Ressourcen sind Güter der Umweltmedien der Geosphäre und der Biosphäre 
zur Befriedigung menschlicher Bedürfnisse. Diese Definition kann am Beispiel des 
Waldes näher erläutert werden. Der Wald ist ein Umweltmedium der Biosphäre, ein 
Ökosystem, das durch Bäume geprägt ist. Viele Bäume bilden einen Wald, aber der 
Systemgedanke besagt, dass der Wald mehr ist als die Summe seiner Bäume. Ökono- 
misch gesehen ist der Wald eine Bestandsgröße, ein Vermögen, das imstande ist, einen 
Strom von Gütern in der Zeit bereitzustellen. Der Güterstrom Kann aus Waren z. B. in 
der Form des geernteten Rohholzes, er kann aber auch aus Dienstleistungen z. B. in der 
Form der CO>-Speicherung bestehen. An beiden Güterarten sind Menschen interessiert. 
Aus Rohholz lässt sich Schnittholz produzieren, aus dem sich Möbel herstellen lassen. 
Die CO>-Bindung eines wachsenden Waldes dient dem Klimaschutz. Doch die Leistun- 
gen des Waldes sind begrenzt. Die forstliche Bewirtschaftung kann zwar die Leistungs- 
fähigkeit des Waldes erhöhen, aber nicht unbegrenzt. Eine übermäßige Inanspruch- 
nahme kann sogar die Leistungsfähigkeit mindern oder ganz beenden. Auch hier deuten 
sich wieder Knappheitsprobleme an, die die Waldbewirtschaftung zu einem statischen 
und dynamischen Allokationsproblem machen. Das Interesse an einem dauerhaften Gü- 
terstrom hat sich in dem Wunsch nach einer nachhaltigen Nutzung des Waldes manifes- 
tiert. Ein Wald soll als Ökosystem und als Quelle eines beständigen Güterstromes er- 
halten werden. 


Ein Wald kann durch den Klimawandel geschädigt werden. Stürme, Trockenheit und 
Schädlinge in Folge der Erderwärmung führen zu Waldschäden, die eine nachhaltige 
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Nutzung des Waldes beeinträchtigen. Starke CO>-Emissionen gelten als Mitverursacher 
des Klimawandels. Die starken CO>-Emissionen sind die Nebenwirkungen einer inten- 
siven Nutzung fossiler Rohstoffe durch ökonomische Aktivitäten. Um die Waldschäden 
zu vermeiden, müssten die CO>-Emissionen reduziert werden. Das geschieht am besten 
durch die Schaffung eines Marktes für CO>2-Emissionen. Um CO; ausstoßen zu dürfen 
benötigt der Emittent ein Zertifikat, das er gegen ein Entgelt erwerben muss. Das Um- 
weltmedium Atmosphäre wird jetzt wie ein natürliches Vermögen behandelt, das seine 
Leistung, die Aufnahme von CO;, nur entgeltlich zur Verfügung stellt. Doch die Atmo- 
sphäre ist kein wirtschaftlicher Akteur, der sein Interesse an weniger CO; selbst vertre- 
ten könnte. Dies kann aber der Staat, in dem er die handelbare Zertifikatmenge so be- 
misst, dass die CO>-Emissionen sinken. Um diese vorgegebene Zertifikatmenge kon- 
kurrieren die potenziellen Emittenten, und es bildet sich ein Zertifikatpreis, der bei un- 
gehindertem Wettbewerb den Umweltschutz am kostengünstigsten realisiert. Da der 
Staat das Ziel der CO>-Minderung vorgeben muss, könnte er durch das Ordnungsrecht 
den Emittenten Auflagen erteilen, ihre Emissionen um eine bestimmte Menge zu redu- 
zieren. Auch diese planwirtschaftliche Lösung könnte die gewünschte CO>-Minderung 
herbeiführen, sie leidet aber an einem Informationsproblem. Um die kostengünstigste 
Lösung zu realisieren, muss der Staat die CO>-Vermeidungskosten aller Emittenten ken- 
nen, um die Auflagen individuell richtig zu bemessen. Diese Informationen kann er aber 
gar nicht oder nur mit hohen Kosten gewinnen, weshalb die Auflagenlösung zwar ef- 
fektiv, aber nicht effizient ist. 


Bei beiden Lösungen stellt sich allerdings für den Staat das Problem, das richtige Aus- 
maß der CO>-Minderung zu bestimmen. Wie stark sollen die CO>-Emissionen reduziert 
werden? Zwei Interessen geraten hier in Konflikt zueinander, die Umweltnutzung und 
der Umweltschutz. Die Nutzung der Atmosphäre als Aufnahmemedium für die CO>- 
Emissionen führt zur Umweltbelastung, die Kosten in der Form von Schäden (Wald- 
schäden), von Schadenvermeidung (Kalkung) oder von Schadenbeseitigung (Waldum- 
bau) verursachen. Diese Kosten der Umweltbelastung steigen mit zunehmender Um- 
weltnutzung. Der Umweltschutz als Alternative zur Umweltnutzung bewirkt eine Um- 
weltverbesserung, hier eine geringere CO>2-Konzentration der Atmosphäre. Aber auch 
sie ist nicht kostenlos zu haben. Sie bestehen aus den Entsorgungskosten (Katalysatoren 
in Kraftwagen, Filter in Feuerungsanlagen und Kraftwerken), aus Kosten durch Kon- 
sumverzicht (Absenkung der Wohngebäudetemperatur, Verzicht auf den Individualver- 
kehr) und aus Planungs- und Überwachungskosten. Auch hier steigen die Kosten mit 
zunehmender Umweltverbesserung. Addiert man die Kosten der Umweltbelastung und 
der Umweltverbesserung, dann erhält man die Gesamtkosten, die bei der Realisierung 
verschiedener Umweltqualitäten entstehen. Gesucht wird nun diejenige Umweltqualität 
mit den geringsten Gesamtkosten. Dieser Umweltqualität ist eine CO>-Emission zuge- 
ordnet und das ist die Zertifikatsmenge, die der Staat als Zielgröße vorgeben soll. Die 
Bestimmung ist schwierig, denn sie verlangt Informationen über die beiden Kostenver- 
läufe verschiedener Umweltqualitäten. Es Kann sich dabei nur um Schätzungen handeln, 
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wobei einzelne Kostenarten ideologischen Wertungen ausgesetzt sind. Das betrifft ins- 
besondere die Kosten des Konsumverzichts. Umweltschützer neigen dazu, diese Kosten 
als gering einzuschätzen, um einen verstärkten Umweltschutz zu rechtfertigen. Besitz- 
standswahrer schätzen die Kosten des Konsumverzichts hoch ein und wollen so einen 
geringeren Umweltschutz begründen. Die ökonomische Sicht betont die Notwendigkeit 
der Güterabwägung und zeigt den Weg auf, durch verbesserte Informationen ein effizi- 
entes Ziel der Umweltpolitik zu erreichen. 


Exkurs zur Ökologische Ökonomik 

Die ökologische Ökonomik ist ein Teilgebiet der Umwelt- und Ressourcenökono- 
mik. Das analytische Fundament der ökologischen Ökonomik ist die Steady-State- 
Ökonomie. Das ist ein Wirtschaftssystem, das weder Wachstum noch Schrumpfung 
unterworfen ist (B. Czech und H. E. Daly, 2009, S. 115). Technischer Fortschritt 
vermag zu mittelfristigen Änderungen führen, diese verhindern aber nicht die Ten- 
denz zu einem langfristig stabilen Gleichgewicht, das durch die Tragfähigkeit der 
Erde und ihrer Ökosysteme bestimmt ist. Die ökologische Ökonomik sucht dann 
nach den Bedingungen für nachhaltiges Wirtschaften. Eine zentrale Rolle spielt da- 
bei das Naturkapital. Das ist der Bestand an natürlichen Ressourcen, der einen er- 
neuerbaren Strom von Gütern hervorbringt. Diese Produktion wird als das Einkom- 
men bezeichnet, das den Wirtschaftseinheiten für Konsum- und Investitionszwecke 
zur Verfügung steht. Dieses bleibt in der Zeit konstant, da das Naturkapital nicht 
wächst. Um den Wohlstand der Bevölkerung zu sichern, darf diese nicht wachsen. 
Soll der Wohlstand steigen, muss die Bevölkerung schrumpfen. Hier besteht also 
erheblicher Steuerungsbedarf, der am besten in einer sozialistischen Demokratie 
mit einem starken Staat geleistet werden könne. Das Ziel ist, mehr Bereiche im 
Staatseigentum zu bewirtschaften und als öffentliche Güter bereitzustellen. Was die 
ökologische Ökonomik hier verlangt ist, dem Umweltschutz Priorität vor dem in- 
dividuellen Streben nach Wohlstand einzuräumen. 


Die öko-soziale Marktwirtschaft: eine Dreiecksbeziehung 


Bei der Lösung der Allokations-, Distributions- und Stabilisationsprobleme schwanken 
offensichtlich eine Gesellschaft und ihre Wissenschaften zwischen Liberalismus und 
Sozialismus, zwischen Marktwirtschaft und Planwirtschaft sowie zwischen abstrakt-de- 
duktiven und historisch-induktiven Methoden der Erkenntnis. Auf der Suche nach dem 
Optimum von Wohlstand, sozialer Teilhabe und Schutz der Natur bietet sich die öko- 
soziale Marktwirtschaft als Wirtschaftsordnung an. Danach soll die Volkswirtschaft ef- 
fizient, gerecht und nachhaltig sein. Nun stehen diese Eigenschaften des Wirtschaftens 
in einem grundsätzlich antinomischen Verhältnis zueinander. Die Produktion vieler Gü- 
ter bedarf der Nutzung natürlicher Ressourcen und menschlicher Arbeit. Sind die natür- 
lichen Ressourcen endlich, dann droht bei zunehmender Produktion eine Übernutzung. 
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Wird die menschliche Arbeit nach ihrer Leistung im Produktionsprozess entlohnt, dann 
ergibt sich bei den unteren Lohngruppen eine Schere zwischen Lohneinkommen und 
Güterbedarf. Dieser grundsätzliche Konflikt prägt die modernen Gesellschaften. Auch 
politische Parteien lassen sich diesen drei Problemkreisen zuordnen. Die Freien Demo- 
kraten betonen die Individualfreiheiten für die Förderung des Wohlstandes, die Sozial- 
demokraten betonen den sozialen Ausgleich für ein gedeihliches Zusammenleben, die 
Grünen betonen den Schutz der Umwelt für die zukünftige Entwicklung. Schließen sich 
die drei Parteien zu einer Regierungskoalition zusammen, dann haben sie den Konflikt 
internalisiert. Sie benötigen Lösungen für das Regierungshandeln und müssen dazu die 
widerstreitenden Interessen zusammenführen. Die Kompromisssuche verlangt von allen 
drei Parteien Abstriche von ihren dominanten Zielen. Gesucht wird ein gesellschaftli- 
ches Optimum. Kann die Volkswirtschaftslehre dabei behilflich sein? 


Wie löst ein privater Haushalt einen Konflikt zwischen drei Zielen? Nehmen wir ein 
Beispiel aus dem Konsumbereich. Ein Haushalt mit Kindern braucht Ernährung, eine 
Wohnung und Bildung für die Kinder. Mit ihrem verfügbaren Einkommen kann er die 
Ausgaben für diese Güter finanzieren. Die Familie befindet sich damit in einem Opti- 
mum. Nun wechseln die Kinder von der Grundschule in eine weiterführende Schule, die 
weiter weg von ihrer Wohnung liegt. Dadurch entstehen zusätzliche Ausgaben für die 
Bildung. Steht kein frei verfügbares Einkommen zur Verfügung, müssen die Ausgaben 
für die Ernährung oder die Wohnung vermindert werden. Der Konflikt entsteht, weil das 
verfügbare Einkommen begrenzt ist. Welche Optionen besitzt die Familie? Sie könnte 
die Qualität ihrer Ernährung oder den Energieverbrauch in ihrer Wohnung reduzieren. 
Beides stellt eine Minderung ihres Wohlstandes dar. Das neue Optimum liegt dann dort, 
wo die Wohlfahrtsverluste der Qualitätsverminderung und der Energieeinsparung gleich 
groß sind. Um dies feststellen zu können, bedarf es der Nutzenfunktion, die die Wich- 
tigkeit von geänderter Lebensmittelqualität und geändertem Energiebedarf anzeigt. Im 
Ergebnis können die zusätzlichen Ausgaben für die Bildung voll zu Lasten der Ernäh- 
rung, voll zu Lasten der Wohnung oder teilweise zu Lasten beider gehen. Was also 
braucht es für die Konfliktlösung? Die Anerkennung einer Beschränkung der Mittel, 
eine Bewertung der begehrten Güter und die Suche nach einem Optimum. Gäbe es nicht 
doch eine Möglichkeit, den Konflikt zu vermeiden? Dann müsste das verfügbare Ein- 
kommen steigen, die Beschränkung also gelockert werden. Die Familie könnte ein Zim- 
mer ihrer Wohnung untervermieten, so dass die Mieteinnahmen die zusätzlichen Bil- 
dungskosten decken. Dazu müssten die Kinder in einem Zimmer zusammenziehen, was 
sie beim Lernen stört und ebenfalls einen Wohlfahrtsverlust darstellt. Die Familie 
könnte auch einen Kredit aufnehmen, der ihre finanziellen Spielräume erhöht, solange 
sie ihn nicht tilgen muss. Damit verschieben sie die Konfliktlösung in die Zukunft und 
mindern ihre Kreditwürdigkeit, wenn sie das öfters tun. 


Kommen wir zurück zu dem Fundamentalkonflikt zwischen Wohlstand, sozialem Aus- 
gleich und Umweltschutz. Wie steht es gesellschaftlich um die Anerkennung einer Be- 
schränkung der Mittel? In einer Marktwirtschaft mit freien und kreativen Menschen 
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sind der Erweiterung der Produktionsmöglichkeiten kaum Grenzen gesetzt. Da ihr 
Wachstum die finanziellen Möglichkeiten für den sozialen Ausgleich erweitert, ist auch 
dieses Anliegen nicht für die Anerkennung von Grenzen empfänglich. Nur die endliche 
Natur kann hier Grenzen aufzeigen. Aber ihre gesellschaftliche Akzeptanz ist schwach, 
da sie sich nur auf eines der drei gesellschaftliche Anliegen bezieht. Wie steht es nun 
aber mit einer sozialen Bewertungsfunktion, die die gesellschaftliche Wichtigkeit von 
Wohlstand, sozialem Ausgleich und Umweltschutz bemisst? Wenn man den individu- 
ellen Bewertungen weiterhin Geltung verschaffen will, dann müssten die Bewertungen 
der Mitglieder der Gesellschaft vergleichbar sein. Das Könnte gelingen, wenn man ihre 
Zahlungsbereitschaften für Wohlstand, sozialen Ausgleich und Umweltschutz als Aus- 
druck der Wichtigkeit akzeptiert. Dann muss man aber auch die Einkommens- und Ver- 
mögensverteilung zwischen den privaten Haushalten als gerecht, zumindest als ange- 
messen einstufen, denn sie nehmen Einfluss auf die Zahlungsbereitschaften. Wenn man 
dann noch annimmt, dass jedes Individuum die gleiche Bedeutung für die Gesellschaft 
besitzt, dann ließe sich eine soziale Bewertungsfunktion konstruieren, die Wohlfahrts- 
gewinne und -verluste von Zieländerungen bestimmt. Doch dieser Ansatz ist autoritär 
und nicht demokratisch, denn in einer Demokratie besitzt jeder mündige Bürger nur eine 
Stimme, um seinen Anliegen Geltung zu verschaffen. Kollektive Entscheidungen sind 
so nicht möglich und wir sind wieder bei der parteipolitischen Kompromisssuche ange- 
langt. Der Beitrag der Ökonomik zur Konfliktlösung besteht also darin, die unerfüllba- 
ren Voraussetzungen aufzuzeigen, ein soziales Optimum zu erreichen. 


Doch was bedeutet dann das Konzept der öko-sozialen Marktwirtschaft? Ökologisch 
und sozial sind Attribute eines an Effizienz orientierten Marktkonzeptes. Sie sollen die 
Funktionsweise von Märkten möglichst wenig stören. Sie sollen ihre Anliegen mög- 
lichst mit marktorientierten Instrumenten erreichen. Das sind in erster Linie Anreizsys- 
teme, die Haushalte und Unternehmen zu einem zielkompatiblen Verhalten ermuntern. 
Nicht Ge- und Verbote sollen die Instrumente der ersten Wahl sein, sondern neue 
Märkte zur Erreichung ökologischer und sozialer Ziele sollen etabliert werden. Ein Bei- 
spiel für eine Marktlösung im Interesse des Klimaschutzes ist die Einführung eines 
Marktes für Verschmutzungsrechte. Ein aktueller oder potenzieller Emittent von Koh- 
lendioxyd benötigt ein Zertifikat, für das er einen Preis zu zahlen hat. Das verteuert seine 
Produktion und ihren Konsum. Die Emittenten werden angeregt, Emissionen zu vermei- 
den und auf emissionsärmere Technologien umzusteigen. Im Bereich der Arbeitsmarkt- 
politik können Märkte für die Weiterbildung für Arbeitslose als eine Hilfe zur Selbst- 
hilfe gefördert werden. Im Bereich der Gesundheitspolitik können Märkte für Organ- 
spenden organisiert werden (A. E. Roth, 2016, S. 252 ff.). 
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Exkurs zur heterodoxen Ökonomik 

Die heterodoxe Ökonomik wendet sich gegen die orthodoxe Vorstellung, dass ökono- 
mische Probleme rational, individualistisch und gleichgewichtig analysiert werden 
sollten. Sie betont stattdessen die institutionelle, historische und soziale Vielfalt öko- 
nomischer Probleme (A. Heise, 2023). Dieser auch schon früher geäußerte Wunsch 
einer umfassenden Gesellschaftslehre hat mit der Großen Rezession am Ende der 
2000er Jahre neuen Auftrieb erhalten. Diese Finanz- und Wirtschaftskrise wird von 


einigen Sozialwissenschaftlern als Zäsur empfunden, die das Versagen des 
Mainstreams, der als neoklassische Marktökonomik bezeichnet wird, deutlich mache. 
Ihr Heil suchen sie in der Pluralität der Ideen und der Interdisziplinarität. So kommt 
es zu einer Vielzahl von Forschungsbereichen. Doch was ist das Erkenntnisinteresse 
der heterodoxen Ökonomik? Ist es auch die Wohlstandsmehrung durch Knappheits- 
milderungen? Es sind wohl eher die Sichtweisen auf das Untersuchungsobjekt Wirt- 
schaft, weniger konkrete Problemlösungen. 


Nachhaltigkeit und Gemeinwohl 

Nachhaltigkeit und Gemeinwohl sind unbestimmte Leitbegriffe einer Gesellschaft, die 
die Aufgabe haben, Gemeinsamkeit herzustellen. Ihr Gebrauch befördert den gesell- 
schaftlichen Diskurs als kollektives Orientierungsmuster (Boundary object!!). Die 
Nachhaltigkeit gilt beispielsweise als das einigende Band der Forstleute. Das Gemein- 
wohl wird immer dann bemüht, wenn Staatsorgane oder Interessengruppen kollektives 
Handeln begründen wollen. Für analytische Zwecke bedürfen beide Begriffe der prob- 
lemadäquaten Konkretisierung. Diese Aussagen (Thesen) sollen nun näher begründet 
werden. 


Gibt es in der deutschen Gesellschaft einen Gedankenaustausch über den Wald, in dem 
die Nachhaltigkeit und das Gemeinwohl eine wichtige Rolle spielen? Welche Sicht- 
weise dominiert in der Forstwirtschaft? Einen Überblick bietet N. Weber (2002). Der 
Wald als Ökosystem fördert ein gutes Leben für viele Lebewesen in Vergangenheit, 
Gegenwart und Zukunft. Die Voraussetzung dafür ist seine dauerhafte Existenz, die 
Walderhaltung. Sie wird gewährleistet durch die Erhaltung der Waldfläche und der Na- 
turproduktivität sowie eine Holznutzung im Rahmen des Zuwachses als Bestandteile 
der Nachhaltigkeit. Hier nun beginnt der Diskurs. Dass der Wald ein lebensförderndes 
Ökosystem darstellt wird nicht bestritten. Umstritten ist jedoch die Ausgestaltung der 
Nachhaltigkeit. Die Waldfläche kann auch anderen Zwecken (Besiedlung, Straßenbau, 
Landwirtschaft, Naturschutz) dienen. Die Naturproduktivität kann durch externe Effekte 
der Güterproduktion und des Güterkonsums (Umweltverschmutzung, Klimaverände- 
rung) beeinträchtigt werden. Die Holznutzung kann temporär über dem natürlichen 


!! Der Begriff stammt aus der Soziologie und beschreibt das Phänomen, dass ein Grenzobjekt 
(Boundary object) von unterschiedlichen Gruppen zwar unterschiedlich wahrgenommen wird, 
dabei aber eine Gemeinsamkeit bewahrt. 
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Zuwachs ausgedehnt werden, um einen gestiegenen Holzbedarf zu befriedigen. Aus der 
Sicht der Erholungssuchenden dominiert die forstliche Waldpflege die erwerbswirt- 
schaftliche Holznutzung (M. Suda und St. Schaffner, 2006). Hier liegen Konkurrenzsi- 
tuationen vor, die einen gesellschaftlichen Interessenausgleich verlangen, für den die 
Nachhaltigkeit einen gemeinsamen Bezugspunkt darstellen kann. 


Der Wald kann verschiedene Güter bereitstellen, die Nutzen stiften. Aus Sicht der staat- 
lichen Forstwirtschaft stiften private Güter (Rohholz, Jagd) einen Individualnutzen, öf- 
fentliche Güter (Schutz- und Erholungsleistungen) einen Gemeinschaftsnutzen. Nur der 
Gemeinschaftsnutzen sei gemeinwohlorientiert. Der Individualnutzen gilt als Eigen- 
nutz. Hier nun beginnt der Diskurs. Die private Forstwirtschaft bestreitet nicht, dass die 
öffentlichen Güter dem Gemeinwohl dienen. Das reklamieren sie aber auch für die pri- 
vaten Güter. „Gemeinwohl in der Forstwirtschaft heißt für mich: unter Berücksichtigung 
der ökonomischen und ökologischen Nachhaltigkeit betriebswirtschaftlich erfolgreich 
zu arbeiten.“ Reitzenstein (2006, S. 228). Auch die privaten Güter stiften Nutzen und 
ihre Nutznießer sind Teil der Gesellschaft. Das Gemeinwohl wird hier als das Wohl aller 
vermittelt durch die Nutzung privater und öffentlicher Güter verstanden. Im Übrigen ist 
der erwerbswirtschaftliche Erfolg eines Forstbetriebes die Voraussetzung für die Bereit- 
stellung mancher öffentlicher Güter. Und hier beginnt ein zweiter Diskurs, der sich auf 
den erwünschten Umfang der öffentlichen Güter bezieht. Bei privaten Gütern regelt der 
Marktpreis den Umfang der Menge. Bei öffentlichen Gütern bedarf dies einer kol- 
lektiven Entscheidung. Dabei sollten Nutzen-Kosten-Überlegungen eine wichtige Rolle 
spielen, wenn eine Verschwendung öffentlicher Mittel im Interesse des Gesamtwohls 
vermieden werden soll. Eine Güterabwägung ist sowohl bei der Nachhaltigkeit als auch 
bei dem Gemeinwohl notwendig, um eine dem Problem angemessene Lösung zu finden. 
Eine a-priori-Festlegung hilft nicht weiter. 


Bei Wikipedia findet sich die Definition: Gemeinwohl ist das, was der Allgemeinheit 
(hier und jetzt) nützt. Analog könnte man formulieren: Nachhaltigkeit ist das, was der 
Allgemeinheit auf Dauer (dort und später) zur Verfügung steht. Kombiniert man die 
beiden Definitionen, dann ergibt sich: Das, was der Allgemeinheit auf Dauer nützt, ent- 
spricht sowohl dem Gemeinwohl als auch der Nachhaltigkeit. Besagen also Gemein- 
wohl und Nachhaltigkeit dasselbe? Oder bedingen sie sich, kein Gemeinwohl ohne 
Nachhaltigkeit und keine Nachhaltigkeit ohne Gemeinwohl? 


Aus juristischer Sicht sind Gemeinwohl und Nachhaltigkeit unbestimmte Rechtsbe- 
griffe, die der Auslegung bedürfen. Aus politischer Sicht sind Gemeinwohl und Nach- 
haltigkeit Orientierungsmaßstäbe für politisches Handeln. Aus ökonomischer Sicht sind 
Gemeinwohl und Nachhaltigkeit Beurteilungskriterien für ökonomische Entscheidun- 
gen über knappe Güter. Unbestimmte Rechtsbegriffe, Orientierungsmaßstäbe und Be- 
urteilungskriterien bedürfen bei ihrer Verwendung für wirkliches Handeln der Konkre- 
tisierung. Dies geschieht mit Hilfe von Konzeptionen. Dabei zeigen sich nicht nur 
gleichgerichtete sondern auch widersprüchliche Beziehungen zwischen Kriterien. Wie 
gehen die Akteure damit um? Ist das Raum-Zeit-Modell für die Beantwortung hilfreich? 
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Die Raumdimension verweist darauf, wessen Wohl in Frage steht. Das Wohl des Indi- 
viduums verlangt die Freiheit der Entscheidung für das Wohlergehen. Es gilt, ein gutes 
Leben zu ermöglichen. Ab der Familie als Gruppe handelt es sich um eine Mehrzahl 
von Individuen, die eine Gemeinschaft bilden, um deren Wohl es geht. Dies benötigt ein 
Wohlergehen und verlangt von den Individuen ein Wohlverhalten. Die Freiheit des In- 
dividuums endet dort, wo sie das Wohlergehen der anderen beeinträchtigt. Das Gemein- 
wohl verlangt die Freiheitsbeschränkung. Wer entscheidet über Art und Umfang der 
Beschränkung? Das Wohlergehen benötigt Mittel, die in der Ökonomie als Güter im 
weitesten Sinne bezeichnet werden. Das sind private und öffentliche Güter, Waren und 
Dienstleistungen, materielle und immaterielle Güter, regionale und globale Güter. Da 
die Gemeinschaft aus mehreren Individuen besteht, stellt sich auch die Frage der Ge- 
rechtigkeit im Sinne der Verteilung der Mittel. Die Lösung der Gerechtigkeitsfrage be- 
darf des Gemeinsinns als Ausdruck des Wohlverhaltens. Wie viel Gemeinsinn ist nötig, 
um Gerechtigkeit walten zu lassen? 

Die Zeitdimension verweist darauf, welche Generationen in den Genuss des Gemein- 
wohls kommen (sollen). Jedes Individuum hat eine genealogische Vergangenheit und 
Zukunft. In der Gegenwart leben üblicherweise drei Generationen. Im Europa der Neu- 
zeit umfassen diese einen Zeitraum von etwa 100 Jahren. Werden sie in den Blick ge- 
nommen, dann kann man bereits von Nachhaltigkeit sprechen. Ein nachhaltig gutes Le- 
ben verlangt das dauerhafte Wohlergehen. Die Nachhaltigkeit ist das Bemühen, die dazu 
erforderlichen Mittel auf Dauer bereitzustellen. 


In der Forstwirtschaft wird der Wald bewirtschaftet, um Güter des Waldes bereitzustel- 
len. Es handelt sich um Güter im weitesten Sinne. Die Adressaten dieser Güter sind alle, 
die diese Güter begehren. Da Wälder einen festen Standort haben, sind das zunächst die 
unmittelbaren Nutzer. Bei den handelbaren Gütern des Waldes, sind das darüber hinaus 
die Käufer dieser Güter. Da Wälder globale Güter bereitstellen, ist selbst die Weltge- 
meinschaft ein Adressat. Für die Forstwirtschaft lässt sich die Raumdimension nicht 
generell, sondern nur speziell nach der Güterart bestimmen. Auch genealogisch entzieht 
sich die Forstwirtschaft der Drei-Generationen-Periode, da Wälder eine zeitlich grund- 
sätzlich unbegrenzte Lebensdauer haben. Das Raum-Zeit-Modell erscheint für die Forst- 
wirtschaft wenig ergiebig. Aber welches Modell dann? 


Der Homo Oeconomicus (Der ökonomische Mensch) ist ein Modell, das dem methodo- 
logischen Individualismus entspricht. Dieses Modell eignet sich besonders gut für Zwe- 
cke der Analyse ökonomischer Entscheidungen über knappe Güter. Der Homo Oecono- 
micus ist ein Problemlöser. Er eignet sich weniger gut für Fragen des Gemeinwohls und 
der Nachhaltigkeit. Leisten der Homo Communis (Der Gemeinschaftsmensch) und der 
Homo Oecologicus (Der ökologische Mensch) mehr? Nach W. Haber (2011, S. 28 ff.) 
ist der Mensch ein biologisch-geistiges Doppelwesen. Der biologische Teil folgt der 
Ökonomie der Natur zur Existenzsicherung. Der geistige Teil sind seine sozialen, öko- 
nomischen und kulturellen Fähigkeiten. Beide Teilwesen stünden nicht im Einklang 
und machten sein Handeln unausgewogen, inkonsequent, schwer berechenbar und 
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voraussagbar. Wenn das so ist, bedarf es für analytische Zwecke eines Modell-Men- 
schen. Eine unter ökologischen Wissenschaftlern akzeptierte theoretische Basis der Dis- 
ziplin ist nicht in Sicht (W. Haber, 2011, S. 27). Daraus folgt, dass der Homo Oecologi- 
cus kein Modell zur Analyse gesellschaftlicher Entscheidungsprobleme ist. Vielmehr 
beschreibt er den Menschen in seiner biologischen Bedingtheit und seinen zahlreichen 
geistigen Fähigkeiten. Der Homo Oecologicus betont die Notwendigkeit, die Nachhal- 
tigkeit bei ökonomischen Entscheidungen zu beachten. Der Homo Communis betont die 
Gemeinschaft, die sozialen Beziehungen am Ort, an dem er lebt, sind für ihn wichtig. 
Das Wohl seiner Gemeinschaft ist sein Orientierungspunkt, das es gilt, bei ökonomi- 
schen Entscheidungen beachtet zu werden. Beide Homines sind Ergänzungen des Homo 
Oeconomicus. 


Nachhaltigkeit enthält immer Begrenzungen, nämlich einen Nutzungsverzicht in der 
Gegenwart zur Sicherstellung der zukünftigen Nutzung der Ressource (W. Haber, 2011, 
S. 18). In der Sprache der Ökonomik heißt das, Nachhaltigkeit verursacht Opportuni- 
tätskosten. Anders gewendet ist der Verzicht auf Nachhaltigkeit für die gegenwärtigen 
Generationen wohlfahrtssteigernd. Wenn sich das Gemeinwohl nur auf die gegenwäfrti- 
gen Generationen bezieht, dann liegt ein Konflikt mit der Nachhaltigkeit vor. 


Heute schließt das Gemeinwohl vor allem auch das Naturwohl ein (H. Münkler und K. 
Fischer, 2002a, S. 16). Bedeutet das, dass das Gemeinwohl die Nachhaltigkeit ein- 
schließt? Bundeskanzler Schröder: „Diese Regierung hat nicht die Aufgabe, die einzel- 
nen Forderungen aus den Verbänden zu addieren und durchzusetzen, sondern sie hat die 
Aufgabe, das Gemeinwohl in Deutschland sozial gerecht und wirtschaftlich stark zu or- 
ganisieren. Das ist der Leitfaden...“ (H. Münkler und K. Fischer, 2002a, S. 19). Sind 
also Effizienz und Gerechtigkeit die Beurteilungskriterien auch für das Gemeinwohl? Ja 
sagt das Bundesverfassungsgericht (D. Grimm, 2002, S. 136): Gemeinwohl, in dessen 
Mitte Freiheit und soziale Gerechtigkeit stehen. 


Das Gemeinwohl wird befördert, wenn die positiven Effekte einer Entscheidung die ne- 
gativen Effekte überwiegen. Das ist im Grunde eine Nutzen-Kosten-Betrachtung und 
entspricht einer Güterabwägung. Darauf wird beim Gemeinwohl immer wieder abge- 
stellt, wenn z. B. im Bundeswaldgesetz in $ 1 gefordert wird, „einen Ausgleich zwischen 
dem Interesse der Allgemeinheit und den Belangen der Waldbesitzer herbeizuführen“. 
So auch in $ 9: „Bei der Entscheidung über einen Umwandlungsantrag von Wald in eine 
andere Bodennutzungsart sind die Rechte, Pflichten und wirtschaftlichen Interessen des 
Waldbesitzers sowie die Belange der Allgemeinheit gegeneinander und untereinander 
abzuwägen“. Nach D. Grimm (2002, S. 128) wird das Gemeinwohl aber auch durch 
verfassungsrechtliche Beschränkungen gefördert, die keine Güterabwägung zulassen. 
Beispiele sind im Grundgesetz die Abschaffung der Todesstrafe oder das Verbot eines 
Angriffskrieges. Bezogen auf den Wald könnte der Art. 14, Absatz 2 relevant sein. „Ei- 
gentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit die- 
nen.“ Hier liegt keine Beschränkung des Privateigentums vor. Es handelt sich 


11.06.2024 


46 


stattdessen um eine Anweisung an den Staat, Einschränkungen des Privateigentums nur 
in Abwägung mit Gemeinwohlbelangen durchzuführen (D. Grimm, 2002, S. 133). 


J. Weimann (2009) stellt das kollektive Handeln dem individuellen Handeln gegenüber. 
Das Ziel individuellen Handelns ist die Nutzenmaximierung auf der Grundlage der Kon- 
sumentensouveränität. Wenn das individuelle Handeln kollektiver Rationalität ent- 
spricht - so Adam Smith -, bedarf es keiner kollektiven Handlungen. Das kollektive 
Handeln basiert auf dem Verzicht individueller Freiheiten zugunsten des Staates ent- 
sprechend einer individuellen Nutzen-Kosten-Abwägung. Die kollektive Rationalität 
verlangt die Nicht-Verschwendung knapper Güter und Ressourcen, wie sie sich in der 
Pareto-Optimalität offenbart. Wenn individuelle Handlungen die Pareto-Optimalität 
verfehlen, dann bedarf es kollektiver Handlungen, um die Verschwendung zu vermei- 
den. Doch wenn eine kollektive Handlung nicht nur Gewinner, sondern auch Verlierer 
zeitigt, dann muss das Pareto-Kriterium um eine Verteilungsnorm ergänzt werden, um 
kollektiver Rationalität zu genügen. Entspricht das Gemeinwohl der kollektiven Ratio- 
nalität? Die Frage ist, ob durch staatliches Handeln die Wohlfahrt gesteigert wird. Dem 
Gemeinwohl dienen impliziert die Aussage, dass auf dem betreffenden Feld das indivi- 
duelle Handeln nicht (vergleichbar) wohlfahrtssteigernd ist und deshalb kollektives 
Handeln erfordert. Gilt das auch für die Nachhaltigkeit? Eine notwendige Bedingung 
für Nachhaltigkeit ist, dass wir heute auf jede Form der Verschwendung verzichten, also 
nach Effizienz streben. Das ist die Grundlage für eine intergenerative Verteilungsnorm, 
die die zukünftigen Lebensbedingungen sichern soll (J. Weimann, 2009, S. 25). 


Die Quintessenz lautet: Das Gemeinwohl ist das Wohl aller. Die Wohlfahrt resultiert 
aus dem Nutzen aller Bürger. Der Nutzen ergibt sich aus dem Konsum an privaten und 
öffentlichen Gütern. Für die öffentlichen Güter muss der Staat sorgen. Sowohl die pri- 
vaten als auch die Öffentlichen Güter müssen effizient hergestellt und verwendet wer- 
den. Der Maßstab ist die Pareto-Optimalität. Ohne Effizienz kein Wohlfahrtsmaximum. 
Um die effiziente Gütermenge auf die Gemeinschaft zu verteilen, bedarf es einer Ver- 
teilungsnorm. Auch die Nachhaltigkeit ist eine Verteilungsnorm, die eine zeitliche Ver- 
teilung postuliert. Die Verteilungsnorm soll die verfügbare Gütermenge möglichst we- 
nig reduzieren. Wenn die Verfolgung des Gemeinwohls in räumlicher und zeitlicher 
Hinsicht das Ziel ökonomischen Handelns ist, dann sind die Effizienzforderung und die 
Verteilungsnorm die Mittel, dies zu erreichen. Bei der Nachhaltigkeit lautet die Vertei- 
lungsnorm, dass die zukünftigen Generationen nicht schlechter als die gegenwärtigen 
Generationen gestellt werden sollen. 


Der Beitrag der modernen Volkswirtschaftslehre zu einem guten Leben 


Die Ökonomik ist eine Wissenschaft, die einen Beitrag zu einem guten Leben der Men- 
schen leisten will. Das gute Leben ist ein Begriff aus der Philosophie. Wenn das gute 
Leben nicht rein subjektivistisch bestimmt ist, dann kann und will die Philosophie Re- 
geln für ein gutes Leben bereitstellen. Was gehört zu einem guten Leben? Dazu gehören 
das Wohlergehen und das Wohlverhalten. Um wessen Wohlergehen und Wohlverhalten 
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geht es? Hierzu gibt es verschiedene Betrachtungsweisen. Das gute Leben aus der Sicht 
des Individuums, der Familie, der Gemeinschaft oder der Gesellschaft. Mit dem Wohl- 
ergehen hat sich die Wohlfahrtstheorie beschäftigt. In der Ökonomik steht dabei die 
Familie, genannt der private Haushalt, im Zentrum der Analyse. Das Wohlergehen ent- 
springt hier einem reflektierten Subjektivismus oder ist sogar objektiv bestimmt (H. 
Steinfahrt, 1998). Mit dem Wohlverhalten beschäftigt sich die Wirtschaftsethik (V. 
Arnold, 2009). Gibt es zwischen Wohlergehen und Wohlverhalten einen Zusammen- 
hang? 

Die ökonomische Wohlfahrtstheorie sieht das Wohlergehen eines privaten Haushaltes 
bestimmt durch die Menge an Gütern, die er während einer Periode konsumieren kann. 
Es handelt sich dabei um einen „Warenkorb“, der die Bedürfnisse an Ernährung, Be- 
kleidung, Wohnen, Energie, Hausrat, Haushaltung, Gesundheit, Verkehr, Reisen, Bil- 
dung, Kultur, Sport, Medien, Geschenke und Finanzierung angemessen erfüllt. Es han- 
delt sich hier um Konsumgüter, die private Haushalte als Teil ihres Wohlbefindens 
schätzen. Das können private und Öffentliche Güter sein. Für private Güter müssen sie 
eine direkte Gegenleistung erbringen, sie zahlen einen Preis. Für öffentliche Güter er- 
bringen sie eine indirekte Gegenleistung, sie zahlen Steuern. Wie groß muss der „Wa- 
renkorb“ sein, um zufrieden zu sein? Das hängt vom Menschenbild und den gesell- 
schaftlichen Bedingungen ab. Die Wirtschaftswissenschaft unterstellt, dass private 
Haushalte stets an mehr Güterverfügbarkeit interessiert sind. Da nun während eines Jah- 
res die volkswirtschaftlichen Produktionsmöglichkeiten begrenzt sind, stellen sich Ver- 
teilungskonflikte ein, die das gesellschaftliche Zusammenleben belasten können. Wirt- 
schaftswachstum erweitert die volkswirtschaftlichen Produktionsmöglichkeiten und er- 
öffnet so neue Verteilungsspielräume. Verteilungskonflikte werden durch Wirtschafts- 
wachstum gemildert. Werden die Steuern nicht nur nach dem Äquivalenzprinzip, son- 
dern auch nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip erhoben, dann mildern öffentliche Güter 
ebenfalls die Verteilungskonflikte. 


„Warenkörbe“ erwirbt man also durch Einkommen. Das Einkommen ist das Entgelt der 
Produktionsfaktoren. Wie gestalten die Menschen diesen Konsum-Einkommen-Pro- 
zess? Wie führen sie ihn praktisch durch? Das ist die positive Seite der operationalen 
Ökonomik, die Erklärung des tatsächlichen Verhaltens, das sich beobachten lässt. Wel- 
che Handreichungen kann die Wissenschaft geben, den Prozess zu verbessern? Das ist 
die normative Seite der operationalen Ökonomik, wobei die Betonung auf der prakti- 
schen Umsetzung der Empfehlungen liegt. 


Wenn nun im Verlaufe des Wirtschaftswachstums die Produktionsfaktoren produktiver 
werden, dann nehmen die Einkommensmösglichkeiten zu. Neue Arbeitsmöglichkeiten 
entstehen. Wandern die Arbeitskräfte zu den produktiveren Arbeitsplätzen, dann kommt 
es zum Strukturwandel. Ein solcher Strukturwandel hat stets im Verlaufe des Wirt- 
schaftswachstums stattgefunden. Dabei hat es auch Verlierer gegeben, die in den 
schrumpfenden Produktionsbereichen verblieben und zumindest relative Einkommens- 
verluste hinnehmen mussten. In der Summe erweitern sich die Einkommens- und 
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Arbeitsmöglichkeiten durch das Wirtschaftswachstum und gestatten so auch einen Ver- 
lustausgleich für die Verlierer. Dieser Verlustausgleich erfolgt durch den Staat. Aus 
Steuergeldern werden Maßnahmen im Bereich der Sozialpolitik, der Strukturpolitik und 
der Bildungspolitik finanziert. 


Das Problem der Wohlfahrtsmessung 


Gibt es nun Möglichkeiten, die Wohlfahrt einer Gesellschaft zu messen? Die Wohl- 
fahrtstheorie kennt das Konstrukt einer sozialen Wohlfahrtsfunktion. Danach besteht die 
Gesellschaft aus privaten Haushalten, die ihre Bedürfnisse im Rahmen ihrer Möglich- 
keiten bestmöglich befriedigen wollen. Die Bedürfnisse können dabei eng oder weit ge- 
fasst sein. Sind sie eng gefasst, dann geht es um die Bedürfnisbefriedigung durch Kon- 
sumgüter, für deren Erwerb ein Preis zu zahlen ist. Es handelt sich dabei um private 
Güter, die nur von dem betreffenden Haushalt genutzt werden, wie Lebensmittel, Ge- 
sundheitsdienste und Bildung. Werden die Bedürfnisse weiter gefasst, dann können Öf- 
fentliche Güter einbezogen werden, die gemeinschaftlich genutzt werden, wie das Ver- 
kehrswegenetz, innere und äußere Sicherheit und gesundes Klima. Die weiteste Fassung 
bezieht auch solche Bedürfnisse ein, die keinen Güterbezug benötigen, wie Freund- 
schaft, Gemeinsinn und Wohlverhalten. Alle diese Mittel der Bedürfnisbefriedigung 
können als Indikatoren bezeichnet werden, die individuell bewertet werden. In der 
Wohlfahrtstheorie werden diese Bewertungen als Nutzenfunktionen bezeichnet. Sie 
ordnen einem Indikatorenbündel einen Wert zu, indem sie die einzelnen Indikatoren 
gewichten. Individuell sind dann die in Anspruch genommenen Indikatoren und deren 
Gewichte. Nun müssen die Individuen noch zur Gesellschaft zusammengefasst werden. 
Hier geht es um die Bedeutung des Einzelnen für die Gesellschaft, sein soziales Ge- 
wicht. Damit verlassen wir die individuelle Ebene und benötigen eine kollektive Zuord- 
nung, die sich am Status, dem Geschlecht, der Hautfarbe, der Religion, der politischen 
Überzeugung und anderem orientiert. 


Es handelt sich hier um eine komplexe Aufgabe, die von den Gesellschaftswissenschaf- 
ten unterschiedlich, wenn überhaupt, behandelt wird. Welche Informationen sind not- 
wendig? Da ist zum ersten die Bestimmung der Indikatoren, die Bedürfnisse befriedi- 
gen. Welche Indikatoren befriedigen welche Bedürfnisse? Benötigt wird eine Indikato- 
renliste, wie sie bereits beispielhaft begonnen wurde. Bekannt ist die Bedürfnispyramide 
des Psychologen Abraham Maslow. Er unterscheidet acht Stufen und zwar physiologi- 
sche Bedürfnisse, Sicherheitsbedürfnisse, soziale Bedürfnisse, Individualbedürfnisse, 
kognitive Bedürfnisse, ästhetische Bedürfnisse, Selbstverwirklichung und Transzen- 
denz. Vermutlich lassen sich alle denkbaren Bedürfnisse unter diese acht Kategorien 
subsummieren. Die Pyramidendarstellung folgt aus einer Experteneinschätzung zur in- 
dividuellen Bedeutung der Kategorien. Erst wenn die Bedürfnisse einer Kategorie zu- 
friedenstellend befriedigt sind, wendet sich das Individuum der Befriedigung der nächs- 
ten Kategorie zu. Es handelt sich hier um eine ordinale Rangordnung, die keinen quan- 
titativen Vergleich zulässt und damit den Nutzen nicht bestimmen kann. Damit sind wir 


11.06.2024 


49 


bereits bei der zweiten notwendigen Information, der individuellen Bewertung der Indi- 
katoren. Da es an einem kardinalen Maßstab für den Nutzen fehlt, arbeitet die moderne 
Mikroökonomik mit dem ordinalen Maßstab des Besser, Gleichgut und Schlechter. Da- 
mit kann zwar ein Individuum den Nutzen verschiedener Indikatorenbündel vergleichen 
und sich so für ein Indikatorenbündel entscheiden, ein Vergleich zwischen den Nutzen 
unterschiedlicher Individuen ist aber nicht möglich. Dann lässt sich aber auch kein ge- 
sellschaftliches Aggregat bilden. Selbst dann, wenn wir es könnten, benötigen wir drit- 
tens noch die sozialen Gewichte der Individuen innerhalb der Gesellschaft. An philoso- 
phisch-sozialwissenschaftlichen Postulaten ist kein Mangel. Nach der Aufklärung ist die 
Forderung nach Gleichheit beliebt. Dann erhielten alle Individuen das gleiche Gewicht 
und die Wohlfahrtsfunktion könnte sie vernachlässigen. Um die individuelle Wohlfahrt 
aneinander anzugleichen, gibt es aber auch die Forderung, den Armen einer Gesellschaft 
ein größeres Gewicht beizumessen (J. Rawls, 1971). Doch das Erfordernis der Quanti- 
fizierung bleibt auch hier unerfüllt. In der gesellschaftlichen Wirklichkeit ist es durchaus 
üblich, Individuen oder Gruppen unterschiedliche soziale Gewichte zuzuordnen. So ist 
die Meinung weit verbreitet, dass Reiche mehr zählen als Arme, dass Angehörige von 
Eliten mehr zählen als der normale Bürger, dass Inländer mehr zählen als Ausländer und 
anderes mehr. Aber auch mit diesen Vorstellungen werden keine quantitativen Verglei- 
che ermöglicht. 


Dennoch gibt es immer wieder Versuche, die soziale Wohlfahrt zu messen. Beliebt ist 
hier die Befragungsmethode. Zunächst werden von Experten Indikatoren formuliert, die 
als wohlfahrtsrelevant angesehen werden. Dann werden stichprobenartig Individuen 
ausgewählt, denen die Indikatoren mit der Bitte um Einschätzung vorgelegt werden. Al- 
ternativ wird der Katalog im Internet vielen Individuen zur Einschätzung zugänglich 
gemacht. Zur Einschätzung wird eine ordinale Skala von zufrieden bis unzufrieden oder 
wichtig bis unwichtig vorgegeben, die mit Ziffern belegt werden. Aus den Antworten 
werden Gewichte für jeden Indikator als Durchschnitte gebildet, die seine Bedeutung 
anzeigen sollen. Doch selbst diese Gewichtung hält wissenschaftlichen Anforderungen 
nicht stand. Werden die Indikatorkategorien weiter unterteilt, dann zeigt sich ein Ein- 
bettungseffekt. Die Einzelabfrage der Bedeutung der Subindikatoren entspricht in ihrer 
Summe nicht der Bedeutung der sie einschließenden Kategorie (C. Hetschko et al., 
2020). Es handelt sich hier um inkonsistente Bewertungen, die sich in Befragungen zei- 
gen. Die Ökonomik hat deshalb schon früh den entscheidungsbasierten Handlungen 
mehr Vertrauen als den unverbindlichen Ansichten geschenkt. 


Die Glücksforschung als Ansatz einer Wohlstandsmessung 


Die Betonung der Ökonomik als Gesellschaftswissenschaft und ihre Hinwendung zu 
anderen Gesellschaftswissenschaften hat der Glücksforschung Auftrieb gegeben. Unter 
Glück wird hier Lebenszufriedenheit verstanden. Wie zufrieden ist der einzelne Mensch 
mit seinem Leben, welchen Nutzen ordnet das Individuum seinem Leben zu. In den 
Worten der bekannten Glücksforscher Bruno S. Frey und Claudia Frey Marti klingt die 


11.06.2024 


50 


Aufgabe so: „Der von den Ökonomen traditionellerweise verwendete Begriff des Nut- 
zens soll Inhalt bekommen und quantitativ erfasst werden.“ (B. S. Frey und C. Frey 
Marti, 2010, S. 26). Um die Aufgabe zu erfüllen, werden Befragungen direkt nach der 
Lebenszufriedenheit an einen repräsentativen Personenkreis gestellt. Die Lebenszufrie- 
denheit kann in einer Skala von O=völlig unzufrieden bis 10=völlig zufrieden angegeben 
werden.!? Aus den zahlreichen Antworten wird eine Häufigkeitsverteilung erstellt, die 
den 11 Skalenwerten die jeweiligen Anteile der Befragten zuordnet. Daraus wird ein 
ungewogenes arithmetisches Mittel gebildet, das die durchschnittliche Zufriedenheit als 
Index wert angibt. Für Deutschland im Jahre 2019 betrug dieser Wert 7,14 Punkte. Diese 
Mittelung impliziert, dass allen Befragten das gleiche soziale Gewicht von Eins zuge- 
ordnet ist. Nachdem der Nutzen als Lebenszufriedenheit erfragt ist, geht es um die Indi- 
katoren des Nutzens. Was macht glücklich? Den Katalog an möglichen Indikatoren er- 
stellen sozialwissenschaftliche Experten unter Beteiligung von Psychologen. Beim 
Glücksatlas für Deutschland sind das die Zugehörigkeit zu einer Region, individuelle 
Persönlichkeitsmerkmale wie Temperament und Charakter, Alter und Geschlecht, Fa- 
milie und Freunde, Einkommen und Vermögen, Arbeit, Gesundheit sowie Bildung und 
Kultur (R. Köcher und B. Raffelhüschen, 2011). Die letzten sechs Indikatoren sind 
nochmals in Subindikatoren unterteilt. Die Indikatorausprägungen werden ebenfalls er- 
fragt. Mit ihrer Hilfe lassen sich nun Gruppen vergleichbarer Ausprägungen bilden und 
deren durchschnittliche Zufriedenheit berechnen. Hier werden also nicht Indikatoren 
bewertet, und es entfällt damit der verzerrende Einbettungseffekt. Wie ist die Glücks- 
forschung in Bezug zur Wohlfahrtsfunktion zu beurteilen? Sie entspricht einer indivi- 
dualistischen Gesellschaftsauffassung mit einer Gleichbedeutung der Gesellschaftsmit- 
glieder. Das Maß für den Nutzen sind Qualitäten der Lebenszufriedenheit, die eine per- 
sonale Einordnung und einen interpersonalen Vergleich zulassen. Wenn man die Le- 
benszufriedenheit als Wohlfahrt versteht, dann steht hier ein brauchbares Maß zur Ver- 
fügung. Die Glücksforschung gilt als Forschungsfeld der Verhaltensökonomie (H. Beck, 
2014, Abschnitt 5.3). Sie ist ein Beispiel dafür, dass Erkenntnisse der Verhaltensökono- 
mie in der Ökonomik hilfreich sein können. 
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